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Im Rahmen der 14. Weltjugendfestspiele 
in Havanna hat im Regionalclub Europa 
am 2. August eine Veranstaltung zur Ge- 
schichte der RAF und zur aktuellen Situa- 
tion der Gefangenen aus der RAF stattge- 
funden. 

Die etwa 150 Teilnehmer dieser Veran- 
staltung forderten die Freilassung von Hel- 
mut Pohl und Heidi Schulz. Folgende Re- 
solution wurde verabschiedet: 


ie Situation der politischen Gefan- 

genen in der BRD hat sich drama- 

tisch verschärft. Zwei der Gefange- 
nen, Helmut Pohl und Heidi Schulz, sind 
infolge der Haft so schwer erkrankt, daß ihr 
Leben bedroht ist. 


Die BRD wendet seit Anfang der 70er Jah- 
re ein wissenschaftlich erforschtes Pro- 
gramm von Isolationshaft gezielt gegen po- 
litische und widerständige Gefangene an. 


Solidaritä äts- 


rklärung 


Für die sofortige Freilassung von 
Helmut Pohl und Heidi Schulz, 
politische Gefangene in der BRD! 


Solidarität mit den politischen 
Gefangenen — weltweit! 


Dies geschieht bis zum heutigen 'lag - ak- 
tuell sind auch viele kurdische politische 
Gefangene in deutschen Knästen diesen 
Isolationshaftbedingungen unterworfen. 
Diese Form der Haft zielt darauf, die po- 
litische Identität der Gefangenen zu zer- 


stören. International ist diese Form der Haft 
als weiße Folter geächtet - eine Folter, die 
keine direkten und unmittelbaren Spuren 
hinterläßt, deren Wirkung aber darin be- 


Fortsetzung nächste Seite 
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Die Angehörigen 
der politischen 
Gefangenen haben 
zur Pressekonferenz 
eingeladen 


Hier der lext der Finladung: 


Sehr geehrte Damen und Herren, 

hiermit möchten wir Sie im Namen der An- 
gehörigen der politischen Gefangenen in der 
BRD zu einer Pressekonferenz einladen. 

Diese findet statt:am: 4.9.1997, um: 10.00 
Uhr, im: Presseclub Bonn, Heinrich-Brüning- 
Str. 20, (U-Bahn-Haltestelle Heussallee) 

Die Pressekonferenz findet aus dring gendem 
aktuellen Anlaß statt. Zwei unserer Angehöri- 
gen, der Gefangenen aus der RAF, Heidi 
Schulz und Helmut Pohl, sind schwer er- 
krankt. 

Heidi Schulz ist nach jetzt 15 Jahren Haft, 
davon sieben Jahre in Isolationshaft, körper- 
lich so stark angegriffen und geschwächt, daß 
sie an einer Vielzahl von chronischen und aku- 
ten Erkrankungen leidet und jederzeit in eine 
medizinische Notfallsituation geraten kann. 

Helmut Pohl ist nach insgesamt 21 Jahren 
Haft, davon 14 Jahre in Isolationshaft, sowohl 
an der Wirbelsäule als auch an einer Gefäßer- 
krankung mittlerweile lebensgefährlich er- 
krankt. 


Beiden Gefangenen wurde über Jahre jede 
adäquate medizinische Versorgung verwei- 
gert. Die Bundesanwaltschaft hat jetzt eine 
Mindesthaftzeit gegen Heidi Schulz von 
„mindestens 19 Jahren“ Knast gefordert. Soll- 
te das zuständige Oberlandesgericht Stuttgart 
diesem Antrag folgen, also weitere vier Jahre 
Haft gegen Heidi Schulz beschließen, ist ab- 
sehbar, daß sie diese Jahre in Haft nicht über- 
leben wird. 


In den Medien und der gesamten bundes- 
deutschen Öffentlichkeit Gt derzeit von „20 
Jahre deutscher Herbst“ die Re- 
de. Die Situation der Gefange- 
nen aus der RAF wird dabei voll- 
ends verschwiegen, wahlweise 
wird der Eindruckerweckt, es sei 
alles „ganz normal“. 

Zur gleichen Zeit ist festzu- 
stellen, daß der Staat, die Ver- 
antwortlichen in der Justiz das 
Leben der Gefangenen aufs 
Spiel setzen. 

Wir werden auf der Presse- 
konferenz von den fortgesetz- H 
ten staatlichen Angriffen auf M 
das Leben und die Integrität 
der Gefangenen sprechen. Wir 
wollen auf die Situation der Ge- 
fangenen, die seit 15 bis 20 Jah- 
ren inhaftiert sind, aufmerksam 
machen und unsere Forderung 
nach sofortige Freilassung aller 


tern. 

An der Pressekonferenz werden teilnehmen: 
Beate Zimmermann, behandelnde Ärztin von 
Heidi Schulz; Wienke Zitzlaff, UNO-Gruppe 
gegen Isolationshaft; Christa Eckes, chemali- 
ge Gefangene aus der RAF, Mathias Meyers, 
Angehörigengruppe 

Wir würden uns freuen, Sie auf der Presse- 
konferenz begrüßen zu dürfen. 

Mit freundlichen Grüßen 
für die Angehörigen der politischen Gefange- 
nen in der BRD 

Mathias Meyers 
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Bericht von der antifaschistischen Demonstration in 


Gefangener aus der RAF erläu- Nürnberg und Redebeitrag auf Seite 3 


steht, daß früher oder spä- 
ter der Körper gegen die 
Folgen der Isolation rebel- 
liert, die Körperfunktio- 
nen mehr und mehr versa- 
sen bzw. zusammenbre- 


chen. 

Die politischen Gefangenen in der BRD, 
so auch Heidi Schulz und Helmut Pohl, wa- 
ren über viele Jahre in totaler Isolation; d.h. 
23 Stunden am lag allein in der Gefäng- 
niszelle, eine Stunde am Tag Einzelhofgang, 
Der gezielte Entzug von Sinnesreizen, 
menschlicher Kommunikation und Kon- 
takt sowie die Zensur, Uberwachung und 
Kontrolle jeder noch möglicher Le- 
bensäußerung sind die Kernpunkte der Iso- 
lation. 

Die Isolationshaft ist ein massiver Bruch 
der UNO-Menschenrechtskonvention und 
wurde mehrfach, auch in der konkreten An- 
wendung durch die BRD, sowohl vom 
UNO-Menschenrechtsausschuß (zuletzt 
1986 und 1990) als auch vom Anti-Folter- 
Komitee des Europäischen Parlaments (zu- 
letzt im Juli 1997) als menschenrechtswid- 
rig kritisiert. 


Alle zehn heute noch inhaftierten Gefan- 
genen aus der RAF waren über Jahre der Iso- 
lationshaft ausgesetzt. 

Helmut Pohlist nach insgesamt 21 Jahren 
Haft (davon 14 Jahre in Isolationshaft) so- 


wohl an der Wirbelsäule als auch an einer 


Gefäßerkrankung mittlerweile lebensge- 
fährlich erkrankt. Die BRD-Behörden ver- 
weigern die notwendige Freilassung ebenso 
wie jede adäquate medizinische Behand- 
lung unter menschenwäürdigen Bedingun- 
gen. 

Heidi Schulz ist nach 15 Jahren Haft (da- 
von sieben Jahre in Isolationshaft) und der 
langjährigen Verweigerung jeder medizini- 
schen Versorgung körperlich so stark ange- 
griffen und geschwächt, daß sie unter einer 
Vielzahl von akuten und chronischen Er- 
krankungen leidet und in fortdauernder 
Haft ebenfalls absehbar in eine lebensge- 
fährliche Situation geraten wird. 


Der deutsche Imperialismus hat sich in den 
letzten Jahren erneut als Weltmacht eta- 
bliert. Am deutlichsten wird dies daran, daß 
die deutsche Außenpolitik die Option mi- 
litärischer Aggression eröffnet hat, daß im 


Inneren Flüchtlinge und Migranten ver- 
folgt, ausgegrenzt und abgeschoben wer- 
den. Dieses Deutschland zieht auch die Er- 


mordung von politischen Gegnern erneut 
ins Kalkül. 


In solidarischer Haltung mit allen politi- 
schen Gefangenen in den imperialistischen 
Knästen, insbesondere auch mit Mumia 
Abu-Jamal in den USA, unterstützen wir die 
Forderung der Angehörigen, der Ärztinnen 
und Arzte nach sofortiger Freilassung von 


Helmut Pohl und Heidi Schulz! 
Freiheit für alle 
politischen Gefangenen! 


Erste Auswahl internationaler Unterstütze- 
rinnen und Unterstützer (Stand: 1.9.1997) 

Gustavo Barreyro (Partido Comunista), Ar- 
gentinien; Maria Julia Bertoner (CTA), Gon- 
net Argentinien; Leandro Fontela (CTA), 
La Plata /Argentinien; Mauricio Gozio (ASP 
Bolivia), La Paz / Bolivien, Willian Santos 
(Juventude Socialista- PDT), Brasilien; Sin- 
ne Dunker (Rebel), Kopenhagen / Däne- 
mark; Mikka Moldroph-Lakjer, Aarhus / Dä- 
nemark; Frédéric Charles (Parti communi- 
ste francais & Jeunnesse communiste de 
France), Paris / Frankreich; Ma Gabriela Hol- 
guis a Ambalo / Equador; Sel- 
bonne Paul Quellery (Prèsident du collectif 
des jeunes communistes), Guadelupe; So- 
nia Pérez (URNG), Pilamas / Guatemala: 
Yves Pierre (Professeur / militant) Port-au- 
Prince /Haiti; Janet Alexanian, Kanada; Ma- 
deleine Thomas (Amnesty international), 
Montreal / Kanada; Mahmoud Masri (Uni- 
on Democratic Youth in Lebanon), Liba- 
non; Nahiely Diarte (Reporterin), Sonora / 
Mexiko; Tatiana Fiordelisio (FZLN), Mexi- 
co-Stadt / Mexiko; Helena Roux (Comité de 
Solidaridad con Chiapas de Nicaragua(, 
Managua / Nicaragua; Aleli Canals Rodrí- 
guez (Los Naborias - Voluntarios por la edu- 
cación dela paz), Paraguay; Karem Flizeche 
Gomez (Federacion de Estudiantes de la 
Universidad Nacional de Asuncion), San 
Lorenzo / Paraguay; Alicia Adano Saccoma- 
ni (Juventud Revolucionaria Febrerista - 
Secretaria de a Asunciön / Pa- 
raguay; nn ‚araoso (Periódico Univer- 
sitário), Porto / Portugal; Matias Kratsman 
(Federacion Universitaria Pro Independen- 
cia), Guaynahu / Puerto Rico; José J. Rivera 
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In der nebenstehenden Solidaritätser- 
klärung, die auf einer Veranstaltung im Rah- 
men der Weltjugendfestspiele in Kuba ver- 
abschiedet wurde und die von zahlreichen 
Menschen aus dem Ausland namentlich un- 
terstützt wird, wird die Befürchtung ge- 
äußert, daß Deutschland erneut die Ermor- 
dung von politischen Gegnern ins Kalkül 
zieht. 

Anders als die meisten anderen Staaten 
hat die BRD einen Straftatbestand der „bös- 
willigen Verächtlichmachung“ bzw. „Be- 
schimpfung“ des Staates geschaffen ($90a). 
Diese Besonderheit resultiert aus einer Tra- 
ditionslinie des Staatsverständnisses, in der 
der Staat - anders als etwa in der bürgerli- 
chen Traditionslinie der Aufklärung in 
Frankreich — nicht als Produkt einer Ube- 
reinkunft der Bürger verstanden wird, son- 
dern als selbständiger Organismus, dem die | 
Bürger untergeordnet, als Totalität, dem sie 

| einverleibt sind. In einem solchen Verständ- 
nis haben die bürgerlichen Grundrechte, et- 
wa das Recht auf freie Meinungsäußerung, | 

| hinter dem Schutz des Staates vor unliebsa- 
mer Kritik zurückzustehen. 

Nach unseren Erfahrungen mit der Ver- 
folgungswut der Bundesanwaltschaft ist zu | 
befürchten, daß diese die geäußerte Be- 
fürchtung, als "Tatsachenbehauptung inter- 

| pretiert, zum Anlaß zu nehmen versucht, er- 
neut gegen das Angehörigen Info mit $ Wa 
vorzugehen. Wir drucken die Erklärung 

gleichwohl vollständig ab, weil sie belegt 

| welchen Ruf sich das neue Mentschland i in | 
der Welt erworben hat. Die Öffentlichkeit 
in der BRD hat Anspruch darauf, das zu er- | 
fahren. Nicht die Verfolgung des Angehöri- 
gen Infos, sondern nur eine Anderung der Po- 
Titik kann diesen Ruf bessern. 
Christiane Schneider, presserechtlich verantwort- 
liche Redakteurin 


Melendez (Brigada J.R. Rivera - Solidaridad 
con Cuba), Barranguitas / Puerto Rico; Elga 
Castro Ramos, San Juan / Puerto Rico; Ale- 
jandra Castrodad, San Juan / Puerto Rico; 
Josef Gottwald (KSM), Prag / Tschech. Re- 
publik; Zdenèk Stefek (KSM), Prag / 
tejre Republik; Marisa Rodriguez ( Fren- 

te ( Amplio), Montevideo / Uruguay: | „ailah 
Harit Gr: agin (RIOT GRRRL (Quers for Cu- 
ba), Brooklyn, N.Y. / USA; José Ramón Gó- 
mez (SWP), Miami/ USA; Nicole Pugh (Pa- 
stor for Peace), USA, Sarah Wolf, Takoma 
Park / USA; Galal Ziada (Sudanese Student 
Struggle Front - SSSF), Sudan; Claritza Fi- 
queredo (Frente Continental de Mujeres), 
Cumaria-Sucre / Venezuela; Mauricio Mu- 
darra (Liga Sozcialista Venezuela), Caracas 
/ Venezuela; Elise Kerchenbaum (Partei der 
Arbeit), Schweiz; Alex Iordachescu (Ass. Ar- 
tamiz), Schweiz; Joris Willems (Red Youth), 
Belgien; Florian Panhölzel, Österreich; Kat- 
harina Kauodelko ( Sozialistische Jugendor- 
ganisation), Österreich 
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Nürnberg 


Den antıfaschistischen Widerstand 
organisieren — Schluß mit dem Nazi-lerror! 


Bericht desInfobüros für die Solidarität mit den politischen Gefangenen international 


Unter diesem Motto fanden in Nürnberg 
vom 8. bis 17. August wie auch in anderen 
Städten bundesweite Aktionen statt, die 
sich schwerpunktmäßig gegen die Jungen 
Nationaldemokraten (JN) richteten. Diese 
Nazi-Organisation ist derzeit bundesweit 
die bedeutendste Organisation für militan- 
te Nazis und dient rechten Schlägern als le- 
gales Auffangbecken. In Nürnberg arbeitet 
die JN derzeit va. mit dem „F terheitlie ‘hen 

Volks-Block“ zusammen, der besonders in 
der Nordstadt immer wieder durch seine 
braunen Aktivitäten unangenehm auffällt, 
sei es durch Aufkleber, Flugblätter, Plakate 
oder Übergriffe auf MigrantInnen und Lin- 
ke. Im Rahmen der Nürnberger Aktionswo- 
che fanden mehrere Fulana mir anstal- 
tungen statt, u.a. mit den bekannten Anti- 
faschisten Peter Gingold und Fmil Carle- 
bach, einem ehemaligen Wehrmachtsde- 
serteur und einem Vertreter des Lübecker 
Bündnisses gegen Rassismus zum Prozeß 
gegen Safwan Eid und der staatlichen Het- 
ze gegen Flüchtlinge. Obwohl das Wetter 


viele in die Biergärten lockte, kamen doch 
zu jeder dieser Veranstaltungen etwa 50 va. 
jüngere Menschen aus dem antifaschisti- 
schen Spektrum. 

Den Abschluß bildete eine breit unter- 
stützte Demonstration gegen Nazi-lerror 
und rassistische Polizeigewalt, zu derin ganz 
Süddeutschland ioh etèr wurde. Die 
Zahl der Teilnehmerinnen blieb mit ca. 
1.000 zwar etwas unter den Erwartungen, 
war aber doch recht erfreulich. Mehrere 
Menschen wurden im Vorfeld in den Poli- 
zeikontrolien festgenommen und bis zum 
Ende der Demo festgehalten. Als Vorwände 
dienten z.B. Nietenarmbänder, ein T-Shirt 
mit dem Aufdruck „Deutschland verrecke“. 
Auch im Anschluß an die Demo gab es ver- 
einzelte willkürliche Festnahmen. 

Die Demonstration selbst vermittelte 
Stärke und Geschlossenheit. Vorne lief der 
organisierte antifaschistische Block in Ket- 
ten, dann kam der Lautsprecherwagen, da- 
hinter die mehr oder weniger organisierten 
Menschen. Die B. zeigten starke Präsenz, 


heilten sich aber von Spalier und einzelnen 
Drängeleien an Engstellen abgesehen rela- 
tiv zurück. Finer der Höhepunkte war eine 
Kranzniederlegung zum Gedenken an ei- 
nen von den Nazis 1933 ermordeten Anti- 
faschisten, Oskar Pflaumer. Nach dem Lied 
von Ernst Busch „Wilde Gesellen“ wurden 
auch die Namen der ermordeten Genossin- 
nen und Genossen nach 1945 verlesen, wo- 
bei zu jedem und jeder kurz etwas zur Or- 
ganisation und den lodesumständen gesagt 
wurde. Die Demo ging ca. 3 Stunden von 
der City in die Nordstadt, wo die Faschisten 
seit einiger Zeit vermehrt ihr Unwesen trei- 
ben. Es gab aber keinerlei Zwischenfälle. Er- 
freulich war die relativ große Resonanz in 
den lokalen Medien. Der folgende Re- 
debeitrag wurde bei einer der Zwi- 
schenkundgebungen gehalten: 


Redebeitrag vom Infobüro 


Bevor sich in der BRD die RAF oder ähnliche 


Bewegungen org anisierten, hatte die west- 
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{ine Information 


der Gruppe Lotta 


Wie weiter? 

Bisher sind ca. 20.000 Postkarten in spa- 
nisch, englisch und deutsch gedruckt und 
verteilt worden, auf denen die sofortige Frei- 
lassung von Helmut Pohl und die Freiheit 
aller Gefangenen aus der RAF gefordert 
wird. Helmut ist auf der Karte besonders 
hervorgehoben, da sich sein Gesundheits- 
zustand dermaßen verschlechtert hat, daß 
von einem lebensbedrohlichen Zustand ge- 
sprochen werden kann; bei ihm und bei Hei- 
di Schulzmuß wirklich sofort was passieren. 
Doch raus müssen alle, und zwar, wie Rolf- 
Clemens Wagner schreibt, „bevor die syste- 
matische Z errüttung zu irreversiblen Erfol- 
gen kommt“. 


. Postkarten ... 


Ort, Datum, Unterschrift, 
Mülleimer? Nein! 

Diese 'Postkartenkampagne ist nur ein 
kleiner Schritt, um auf die Situation der 10 
Gefangenen aufmerksam zu machen, aber 
Solidarität, gerade wenn sie international 


Briefkasten, 


ist, wird nicht ohne Wirkung bleiben, auch 
wenn sie sich in bescheidenem Rahmen ar- 
tikuliert. Es gibt noch viele Menschen, die 
nach Wegen suchen, ihre Solidarität mit 
den Gefangenen und ihren Unmutüber die- 
se Scheiß-B olitik, die hier läuft, Ausdruck zu 
verleihen, das haben wir an der Resonanz 
auf die Postkartenaktion ablesen können. 

Die Vernichtungshaft gegen die politi- 
schen Gefangenen muß gestoppt werden! 

Die Forderung nach ihrer sofortigen Frei- 
lassung muß als Bestandteil unseres ‚Namp- 
fes’ für eine serechtere Welt wieder an Be- 
deutung gewinnen! 

Kleine Schritte gibt es viele zu gehen. 
Hängt "Iransparente aus euren Fenstern; 
geht sprühen; schreibt den Gefangenen; 
a aktiv gegen Presselügen und Hetz- 
kampagnen (siehe Spiegel, jungeWelt, Fo- 
cus ...); gestaltet Plakate; nervt das Bunde- 
sjustizministerium mit Protestfaxen, -tele- 
fonaten und -karten; macht Veranstaltun- 
gen und Filmabende, in denen ihr versucht, 
ein anderes als das herrschende - euer eige- 
nes - Bild der Geschichte zu vermitteln; be- 
teiligt euch und regt an zu Diskussionen, 
verbreitet Informationen z.B. im Internet: 
sprecht progressive ÄrztInnen (-organisatio- 
nen), SchriftstellerInnen, Promis an; schal- 
tet Solidaritätsanzeigen; macht Druck! Wer 
die Möglichkeit hat, die Postkarten „Sofor- 


tige Freilassung ...“ oder das Plakat „Per- 
spektive Freiheit für die Gefangenen aus der 
RAF“ zu vervielfältigen, a dies gerne 
tun, ansonsten kännt ihr sie beziehen bei: 

Gruppe Lotta, c/o Schwarzmarkt, Kleiner 

Schäferkamp 465, 20357 Hamburg, 


Für Veranstaltungen, Filmabende 


„was aber wären wir für Menschen ...“ Zur 
Geschichte der politischen Gefangenen i in 

der BRD (1993), "Teil 1, 70 Min. F/SW, s- 

VHS/VHS, Teil 2 in Arbeit 

ae En bei: Gruppe 2, Fasanenstr. 

142, 82008 Unterhaching 


„und plötzlich sahen wir den Himmel ...“ 
„y de repente vimos el cielo ...“ Frauenblicke, 
ein Film realisiert von uruguayischen und 
deutschen Frauen 1994-97. Kontaktadresse: 
interoceana video, c/o Lupe e.V., Postfach 
360 123, 10971 Berlin. 


„Hinter diesen Mauern“. Mumia Abu-Jamal 
und der lange Kampf um Freiheit (1996), 70 
Min., KAOS-leam Köln. 


Bundesjustizministerium: Heinemannstr. 
6, 53175 Bonn; Fax: (02 28) 58 45 25; Tel. 
(02 28) 580 


deutsche Monopol- 
bourgeoisie 1956 die 
KPD verboten, in den 
50er Jahren die Wie- 
deraufrüstung betrie- 
ben, in den 60er Jah- 
ren das gegen die 
Länder der Dritten 
Welt gerichtete 
Bündnis mit dem US- 
Imperialismus durch 
direkte Unterstüt- 
zung des Vietnam- 
krieges gefestigt, mit 
den Notstandsgeset- 
zen im Innern alle ge- Andreas Baader 
setzlichen Finschrän- 
kungen im Gebrauch 
der Staatsmacht für den lall der Fälle besei- 
tigt, die gesetzlichen Grundlagen für die Auf- 
rüstung von Polizei und Geheimdiensten ge- 
schaffen 

und mit der Erschießung Benno Ohnesorgs 
am 2. Juni 1967 die ganze staatliche Gewalt 
gegen Leute zum Einsatz gebracht, die Kri- 
tik an der imperialistischen Politik der BRD 
vorgebracht hatten. 
(aus dem Vorwort „Dokumente zur Zeitgeschich- 
te BRD/RAB, 1987 herausgegeben vom GNN-Ver- 
lag) 


Aktuell läuft in allen Medien eine Kampa- 
gne zur Diffamierung der konsequenten 
Fortsetzung des Aufbruchs Ende der 60er 
durch die Bildung bewaffneter Gruppen 
Anfang der 70er Jahre. Den Herrschenden 
sind dabei auch kritische und selbstkritische 
Untertöne kein Problem, solange unterm 
Strich bleibt: Die bewaffnete Politik sei ge- 
scheitert, und heute sei die BRD ein ganz 
normaler demokratischer Staat. 

Es geht ihnen um die nachträgliche Legi- 
timation ihres damaligen Handelns gegen 
den Widerstand und die Gefangenen, um 
so auch die weitere Internierung der 10 Ge- 
nossInnen aus der RAF zu rechtfertigen. 

Die Abwicklung und Diffamierung revo- 
lutionärer linker Geschichte soll die Eintste- 
hung neuer Bewegungen und Kämpfe ver- 
hindern. 

Aber die Geschichte lassen wir weder von 
den Herrschenden noch von denen schreiben, 
die sich ihnen anbiedern! 

Uns geht es in erster Linie darum, an das 
... Handeln des BRD-Staats zu erinnern, der 
1977 kurzerhand die Verfassung außer Kraft 
setzte, und es geht uns um die sofortige und 
bedingungslose Freilassung der Gefange- 
nen, da sie alle aufgrund der jahrelangen 
Sonderhaftbedingungen gesundheitlich 
zerrüttet sind. 

Folgende Gefangene aus der RAF sind 
noch immer interniert: 
Rolf Heißler 
Helmut Pohl 


insgesamt 22 Jahre 
insgesamt 21 Jahre 
Brigitte Mohnhaupt insgesamt 19 Jahre 
Stefan Wisniewski 19 Jahre 
Rolf-Clemens Wagner 18 Jahre 
Sieglinde Hofmann 17 Jahre 
Heidi Schulz 15 Jahre 
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Gudrun Ensslin 


Christian Klar 15 Jahre 
‘va Haule 11 Jahre 
Birgit Hogefeld 4 Jahre 


Christa Eckes, ehemalige Gefangene aus 
der RAFE hat ihre Situation vor kurzem tref- 
fend beschrieben: 

„Zeit ist eine Dimension der Folter ebenso 
wie das Mittel, die Isolation. Die vielen Jah- 
re der Isolation sind der fundamentale An- 
griff auf jeden Gefangenen. Darauf bauen al- 
le weiteren Sondermaßnahmen, Differenzie- 
rungen auf. Es sind drei Stufen: zuerst die ab- 
solute Isolation. Später wird der aktor Zeit 
bedeutsam. Dann, wenn die physischen Fol- 
gen der Haft durchbrechen, können sie im 
Knastapparat als weitere und als die zy- 
nischsten Waffen gegen die Gefangenen ein- 
gesetzt werden.“ 

Bei Helmut Pohl und Heidi Schulz be- 
droht diese Situation mittlerweile akut ihr 
Leben. Sie müssen sofort raus, da es unter 
Knastbedingungen keine Behandlungs- 
möglichkeiten mehr gibt. Bei den anderen 
kann diese lebensbedrohliche Situation 
ebenfalls jederzeit eintreten. Es muß daher 
jetzt um die bedingungslose Freilassung von 
allen gehen. Aber auch um das, was Rolf- 
Clemens Wagner, Gefangener aus der RAF 
vor kurzem auf dem Punkt brachte: „Die Po- 
litik darf dabei nicht herausfallen, sonst sau- 
fen die wirklichen Zusammenhänge im 
Krankheitsgejammer ab.“ 


Vor 20 Jahren versuchte das RAF-Kom- 
mando Siegfried Hausner die gefangenen 
GenossInnen aus der Vernichtungshaft in 
Stammheim zu befreien. Der Staat reagier- 
te auf die Entführung des Arbeitgeberprä- 
sidenten und ehemaligen hochrangigen Na- 
zi-Funktionärs Schleyer durch das Kom- 
mando mit der Verhängung des Ausnahme- 
zustandes und einer totalen Nachrichten- 
sperre. Das Parlament wurde kurzerhand 
außer Kraft gesetzt und durch einen großen 
und kleinen Krisenstab aus „kriegserprob- 
ten“ ehemaligen Wehrmachtsoffizieren wie 
z.B. Helmut Schmidt, Franz-Josef Strauß, 
Friedrich Zimmermann und dem ehemali- 
gen Nazirichter Hans Filbinger ersetzt, wo- 
mit sich einige der damals beteiligten Ver- 
antwortlichen heute stolz in allen Medien 
brüsten. Gegen die Gefangenen wurde ein 


Jan-Carl Raspe 


Kontaktsperregesetz an sämtlichen juristi- 
schen Instanzen vorbei beschlossen und in 
den Medien öffentlich überihre Ermordung 
diskutiert. 

In die Offensive der RAF intervenierte das 
palästinensische Kommando „Matyr Hali- 
meh“ mit der Entführung der Lufthansa- 
Maschine Landshut, um den Druck auf die 
BRD-Regierung weiter zu verstärken. Die 
Maschine wurde am 17. Oktober von der 
GSG-9-..Iruppe gestürmt, drei Komman- 
do-Mitglieder erschossen, Souhaila Andra- 
wes überlebte schwerverletzt. In der Nacht 
zum 18. Oktober wurden dann Andreas Baa- 
der, Jan-Carl Raspe und Gudrun Ensslin un- 
ter bis heute ungeklärten Umständen tot in 
ihren Zellen aufgefunden. Sofort verbreite- 
te der Staat seine Version: Selbstmord, ob- 
wohl eine Vielzahl von Indizien auf Mord 
hindeuteten. 

Irmgard Möller, die die 'Iodesnacht von 
Stammheim als einzige mit einem Messer- 
stich direkt neben dem Herzen schwerver- 
letzt überlebte, sagte dazu in einem Inter- 
view: 

„Für mich ist von Mord zu sprechen keine 
Version, sondern Tatsache. Für uns war klar, 
Selbstmord ist nicht Sache. Wir sind ent- 
schlossen zu kämpfen ...“ 

Aber noch heute wird jeder öffentlich 
geäußerte Zweifel an der staatlichen Selbst- 
mord-Version verfolgt. 

Im Zuge der Globalisierung macht sich 
der deutsche Imperialismus erneut in seiner 
verbrecherischen Geschichte zum Maß al- 
ler Dinge und greift auch in die Belange an- 
derer Länder ein oder tritt offen als Kom- 
plize von 'lerror- und Folterregimen auf. 
Beispiele aus der jüngsten Zeit: das Finrei- 
severbot für peruanische Angehörige der 
MRTA-KämpferInnen, die in der japani- 
schen Botschaft in Lima brutal ermordet 
wurden. Das angedrohte politische Betäti- 
gungsverbot für Isaac Velazco, den Europa- 
sprecher der MRTA in Hamburg. Die Aus- 
lieferung von kurdischen Flüchtlingen an 
das Folterregime in der Türkei. Die von der 
BRD geforderte Auslieferung der irischen 
Aktivistin Roisin MCAliskey, die mittler- 
weile trotz internationaler Proteste aus Eng- 
land in die BRD erfolgte Auslieferung des 
offiziellen Europa-Vertreters der ERNK, Ka- 


ni Yilmaz. Die Palästinenserin Souhaila 
Andrawes wurde 20 Jahre nach der Lands- 
hut-Entführung in einem öffentlichen 
Schauprozeß verurteilt und nur unter der 
Bedingung aus der BRD in einen Knast in 
Norwegen überstellt, daß dort gewährleistet 
ist, daß sie nicht auf Halbstrafe rauskommt 
und die BRD auch weiterhin die letzte Int- 
scheidung über ihre Entlassung behält. Das 
zeigt bereits die Führungsrolle, die das „ver- 
einte Großdeutschland“ wieder in Europa 
spielen will. Dazu gehören auch die Prozes- 
se der BRD-Siegerjustiz gegen ehemalige 
DDR-Funktionärinnen und -funktionäre 
sowie gegen Angehörige der DDR-Volksar- 
mee. Das Ziel dieser politischen Prozesse 
formulierte derdamalige Justizminister und 
heutige Außenminister Kinkel bereits 1991 
vor dem 15. Richtertag der Juristen: „Ich 
baue auf Sie. Es muß gelingen, das SED-Sy- 
stem zu destabilisieren.“ 

Gleichzeitig wird die Bundeswehr immer 
unverfrorener out of area zur „Aufrechter- 
haltung des freien Welthandels und dem 
ungehinderten /ugang zu Märkten und 
Rohstoffen in aller Welt“ eingesetzt, wie cs 
in den verteidigungspolitischen Richtlinien 
von 1992 vor gegeben wird. Deutschland 
setzt seine politischen und wirtschaftlichen 
Machtinteressen zunehmend auch mi- 
litärisch durch. Somalia und Jugoslawien 
waren nur der Anfang. 

Für ihren Krieg nach außen brauchen sie 
auch die Befriedung nach innen. Deshalb 
wird jeder W iderstand gegen ihre zerstöre- 
rische Machtpolitik mit allen Mitteln bru- 

tal bekämpft. Dabei wird momentan der Bo- 


Buchhinweis 


Der Stammheim-Prozeß des Jahres 1976- 
77 und die als „Selbstmorde“ hingestellten 
Todesfälle von Meinhof, Baader, Ensslin, 
Raspe haben wie kaum ein anderes innen- 
und rechtspolitisches Ereignis, abgesehen 
vom KPD-Verbotsprozeß, das Gesicht der 
Bundesrepublik verändert. Der niederlän- 
dische Rechtsanwalt Pieter H. Bakker 
Schut, einer der Verteidiger der Angeklag- 
ten, legt mit dieser Abhandlung eine juri- 
stisch-politische Analyse des Stammhei- 
mer Prozesses und seiner Vorgeschichte 
vor. Stammheim ist eben nicht nur ein 
klassisches Beispiel eines politischen Pro- 
zesses, bei dem ein justizförmiges Verfah- 
ren politischen Zwecken dienstbar ge- 
macht wird. In Stammheim sollten Ange- 
klagte nicht nur in einem Schauprozeß mit 
allen Mitteln staatlicher Machtenttaltung 
zur Strecke gebracht werden. Stammheim 
war nicht nur die Abrechnung der Herr- 
schenden mit jenen, die ihnen den be- 
walfneten Kampf angesagt hatten. Sicher, 
all das war Stammheim auch. Stammheim 
ist der Ort, an dem zum erstenmal in der 
Justizgeschichte der BRD die Grundsätze 
der präventiven Konterrevolution wissen- 


den bereitet, die Bundeswehr auch zur Auf- 
standsbekämpfung einzusetzen, wie sie es 
bereits in den 70er und Anfang der 80er Jah- 
re gegen streikende Arbeiter oder 1994 ge- 
sen Demonstrationen von kurdischen Men- 
schen öffentlich diskutierten und in Erwä- 
gung zogen. Diese Vorstöße wurden aber 
bisher immer von einem breiten Wider- 
stand verhindert, und dies darf sich auch 
nach dem Propaganda-Finsatz der Bundes- 
wehr am Oder-Bruch nicht ändern. 

Allen Diftamierungsversuchen und dem 
staatlich verordneten "lotschweigen zum 
‘Irotz: 

Gegen den Durchmarsch der Imperiali- 
sten gab es immer und gibt es nach wie vor 
Widerstand. Ob in der Türkei, in Mexiko, 
Spanien und dem Baskenland, in Nord-Ir- 
land, Palästina, Peru oder hier in diesem 
„rechtsstaatlich wmaskierten totalitären 
Staat“ - wie Emil Carlebach ihn treffend be- 
nannte. 

Ein Beispiel, wie erfolgreich dabei die in- 


ternationale Solidarität sein kann, war vor 


zwei Jahren die Verhinderung der Hinrich- 
tung des ehemaligen Black-P. inther-Aktivi- 
sten Mumia Abu-Jamal. Aber die Hinrich- 
tung wurde nur ausgesetzt. Jederzeit kann 
der Surpreme Court in Pennsylvania das 
Wiederaufnahmeverfahren ablehnen, und 
dann droht ein neuer Hinrichtungsbefehl. 
Am 24 September kommt deshalb Len 
Weinglass, Mumias Anwalt, im Rahmen ei- 
ner Rundreise durch die BRD nach Nüm- 
berg, um über die aktuelle Situation von 
Mumia zu berichten. 

In diesem Zusammenhang organisieren 


wir zusammen mit anderen Gruppen im 
KOMM vom 19. Bis 21. Dezember ein 
dreitägiges Benefizkonzert mit Veranstal- 
tungen, Ausstellungen und Aktionen aller 
Art, unter dem Motto: „Unser Rhythmus 
gegen das System - Rock gegen rechts und 
für die Freiheit der politischen Gefangenen 
international!“ Der Erlös ist für Mumia- 
Abu Jamal und andere Gefangene be- 
stimmt, und wir laden Euch jetzt schon 
herzlich ein. 

Überall gibt es nach wie vor Widerstand 
und Solidarität gegen die imperialistische 
und kapitalistische Zerstörungspolitik. 
Auch wenn dieser unterschiedliche gesell- 
schaftliche Relevanz hat, es erkennen im- 
mer mehr Menschen, daß der Kapitalismus 
außer Zerstörung und Vernichtung wenig 
bietet und daß es s keine andere P rspektive 
gibt, als gegen dieses System aus Ausbeu- 
tung und Unterdrückung zu kämpfen. 

Wer nicht kämpft, stirbt auf Raten - 

Freiheit für alle politischen Gefangenen! 

Hoch die Br Solidarität‘ 


Prozeßtermine 


Monika Haas 


Die nächsten Termine sind am 

8.9. 

18.9., 

jeweils 10.15 Uhr, im Gerichtsgebäude E., 
Saal I, 
Frankfurt 


Eingang Konrad-Adenauer-Str., 


schaftlich erprobt wurden: von den Isola- 
tionsprogrammen made in USA bis hin 
zum Bau eines Prozeßbunkers auf Ge- 
fängnisgelände, vom a 
Gerichtsvorsitzenden bis hin zum offenen 
Gesetzesbruch durch Abhören der Vertei- 
digergespräche und der Gefängniszellen, 
von der Zerschlagung der Verteidigung 
durch Sondergesetze, _ Verteidigeraus- 
schlüsse, Verhaftungen und Berufsverbote 
bis hin zur Verhängung totaler Kon- 
taktsperre. 

Pieter Bakker Schut, geboren in Haar- 
lem/Niederlande, Studium der Rechtswis- 
senschaften. Während des Militärdienstes 
Ausbildung zum Verhörspezialisten im Of- 
fiziersrang, Seit 1967 Rechtsanwalt in Am- 
sterdam. Bakker Schut verteidigt seit 1975 
Gefangene aus der RAF 


Pieter Bakker Schut: Stammheim. Der 
Prozeß gegen die Rote Armee Fraktion. 
Die notwendige Korrektur der herrschen- 
den Meinung. 

Einmalige Sonderausgabe der Rot Hilfe 
e.V, 

688 Seiten, 36,- DM 

Bestellen bei: Rote Hilfe e.V., Postfach 
6444, 24125 Kiel, Tel/Fax (04 31) 75141 
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i... istes doch inzwischen zu einem unarsetzlichen 
Standardwerk erkannt worden, daß nicht nur die © 
Geschichte des Stammheimer Prozesses gegen die $ 
RAF beschreibt, sondern vor allem analysiert, wie \ 
sich im Verlaufdes Prozesses der juristische Überhau = 
zu einem Mitte! der präventiven Aufstandsbekämp- ` 
hung verändert hat. 
Für die Leserinnen und Leser zugleich ein fesselndes | 
undangstmachendes Buch. 


Pieter Bakker Schut 
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Die notwendige Korrektur der 
herrschenden Meinung: 
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Wieder Totalverweigerer eingesperrt 


Freiheit für Timo! 


Am 1.8.1997 wurde der totale Kriegs- 
dienstverweigerer (IKDV) Timo Pasche 
von Richter Otto am Amtsgericht Bielefeld 
zu einer Haftstrafe von sechs Monaten oh- 
ne Bewährung verurteilt. Trotz eingelegter 
Berufung erließ Richter Otto Haftbefehl 
mit sofortiger Wirkung, so daß Timo be- 
reits einsitzt, bevor das Urteil überhaupt 
Rechtskraft erlangt hat. 


Timo sitzt bereits seit der Nacht vom 16. auf 
den 17.7. in Untersuchungshaft. Er wurde po- 
lizeilich gesucht, da er zum 4.3.1996 seiner 
ünberufung zum zivilen Kriegsdienst nicht 
Folge leistete. Einem Gerichtstermin am 
6.1.1996 ließ Timo ebenfalls verstreichen, 
weil er keinerlei Rechtsprechung über seine 
Gewissensentscheidung akzeptieren wollte. 
Als ihn die Polizei an einem weiteren Ge- 
richtstermin am 2.12.1996 nicht in seiner 
Wohnung antraf, erging Haftbefehl. Timo ist 
ordnungsgemäß gemeldet, sozial eingebun- 
den und hatte nie vor, sich dem Prozeß zu ent- 
ziehen. Fr akzeptiert nur nicht, daß er sich 
freiwillig dieser Gesinnungsjustiz gegen An- 
timilitaristen unterwerfen muß. Von seiner 
Inhaftierung wurde niemand informiert, ob- 
wohl im Haftprotokoll ausdrücklich von Ti- 
mo die Unterrichtung seiner Mutter einge- 
fordert worden war. Dieser Verpflichtung ist 
Richter Otto jedoch nicht nachgekommen. 
Aufgrund dessen war es Timo unmöglich, vor 
dem Prozeß an seine Unterlagen zu kommen 
und sich auf das Verfahren vorzubereiten. 

Daß zu keinem Zeitpunkt Pluchtgefahr be- 
stand, geht schon aus seinem Verhalten ge- 
senüber der Bundeswehr hervor. Seiner Fin- 
berufungzum 2.1.1995 kam ernichtnachund 
wurde dann 14 Tage späterin seiner Wohnung 
von den Feldjägern festgenommen, ohne daß 
er irgendwelche Anstalten gemacht hätte, ab- 
zutauchen. Er saß} bereits damals eine Woche 
im Militärgefängnis. 

So begründete Richter Otto seinen Haft- 
befehl auch in keiner Weise mit Fluchtgefahr, 
sondern mit Timos „ablehnender Haltung ge- 
gen Staat und Gesetz und Ordnung“ sowie 
seinem „Verhalten in der JVA und bei der Haf- 
terklärung“. Die Befangenheit von Richter 
Otto wird mit diesen Ausführungen über- 
deutlich. Selbst der Staatsanwalt, welcher vier 
Monate mit Bewährung gefordert hatte, 
brachte deutlich seine Verwunderung über 
die Härte des Urteils zum Ausdruck. Straf- 
prozesse gegen totale Kriegsdienstverweige- 
rer sind ein Paradoxon in sich, da TKDVler 
keine Schädigung einer Person oder Körper- 
schaft begangen haben, was als Voraussetzung 
für ein Strafverfahren im StGB so definiert ist. 
Richter Otto wollte mit dem harten Urteil 
auch nicht die Staatsräson vor Nachahmung- 
stätern schützen. Er wollte schlicht und er- 
greifend Timo zeigen, wer hier der Stärkere 
ist. 

Gegen die Fortsetzung der Untersu- 


chungshaft hat Timo Beschwerde eingelegt, 
welche jedoch frühestens in drei Wochen be- 
arbeitet wird. Es ist zu erwarten, daß Timo bis 
zu seiner Berufungsverhandlung im Knast 
bleiben muß. Außer seiner Mutter ist bisher 
niemandem gestattet worden, ihn zu besu- 
chen. Da esim Knast ziemlich wichtigist, Post 
zu bekommen, um die Zeit der Isolierung von 
Freundinnen durchzustehen, rufen wir alle 
dazu auf, ihm unter folgender Adresse zu 
schreiben: 

Timo Pasche, z.Zt. gefangen in der JVA 
Brackwedel, Umlostr. 100, 33649 Bielefeld 


(bitte Briefmarken beilegen). 


Für die Anwaltskosten und Soliarbeit und bes. 
zur Aufrechterhaltung seiner Wohnung ist 
ein Spendenkonto der Roten Hilfe e.V. einge- 
richtet: Empfängerin: Monika Wydany, Spar- 
kasse Bielefeld, BLZ 480 501 61, Kto. 714766, 
Verwendungszweck: Timo Pasche. 

Freiheit für alle totalen Kriegsdiensverweige- 
rer! Abschaffung von Zwangsdiensten und 
Militär! Timo muß raus! Sofort! 

Komitee zur Verteidigung der Menschenrechte 
„Freiheit für Timo Pasche“, c/o MdB A. Bunten- 
bach, Viktoriastr. 41, 33602 Bielefeld 

aus: GegenDruck, Aug,/Sept. 97, Bielefeld 


Heiko Thiele ist frei 


Der totale Kriegsdienstverweigerer Heiko ist 
am l. August aus der JVA Uelzen entlassen 
worden. Zuvor hatte die Hildesheimer Staats- 
anwaltschaft ihre Beschwerde gegen den Be- 
schluß, Heiko nach 2/3 seiner siebenmonati- 
gen Haftzeit zu entlassen, zurückgezogen. 
Nach: junge Welt, 5.8.97 


Siegerjustiz I 
Geschichtsaufarbei- 
tung à la BRD 


Wir dokumentieren eine Erklärung zum 
sog. Politbüroprozeß, die in der jungen- 
Welt als Leserzuschrift abgedruckt war: 


Wir fordern, das Urteil gegen Egon Krenz und 
die bereits erfolgten gegen Heinz Keßler und 
andere sofort aufzuheben, weil es außer der 
durchsichtigen politischen Absicht keinen 
Grund für ihre Verurteilung gibt. Die ange- 
führten strafrechtlichen Begründungen sind 
haltlos und dienen nur als Vorwand. 

Mit der Verurteilung von Egon Krenz ver- 
folgt die politische Klasse der BRD - samt ih- 
rer Justiz- wie schon bei Heinz Keßler und an- 
deren das Ziel, von den katastrophalen sozia- 
len Auswirkungen der „Wiedervereinigung“ 
abzulenken. Wir kennen dies als eine alte 
Herrschaftstechnik, denn die Verurteilung 
von Egon Krenz setzt die deutsche Tradition 
der Verfolgung von Kommunisten und So- 
zialisten fort. Den Fällen Bebel, Wilhelm und 
Karl Liebknecht, Luxemburg, Dimitroff, 


Thälmann sowie Honecker, Keßler und Krenz 
ist gemeinsam, daß sich das bürgerliche 
Deutschland zur politischen Verfolgung 
schon immer juristischer Mittel bedient hat. 

Eine politische Verantwortung von Egon 
Krenz und anderen gegenüber der Bevölke- 
rungder DDR der Bevölkerung der DDR kann 
nicht juristisch definiert werden. Fine Straf- 
kammer der BRD ist erst recht für die politi- 
sche Beurteilung und Verurteilung völlig un- 
geeignet. 

Durch die politische Bestrafung von Fgon 
Krenz und anderen Politiker der DDR wird im 
nachhinein versucht, der DDR die völker- 
rechtlich anerkannte Souveränität abzuer- 
kennen und die DDR als Unrechtsstaat hin- 
zustellen. 

Wir solidarisieren uns stellvertretend für 
die von politischer Strafverfolgung betroffe- 
nen und schon verurteilten DDR-Bürger mit 
son Krenz, Heinz Keßler, Klaus-Dieter 
Baumgarten, Fritz Streletz und Heinz Alb- 
recht und fordern die unverzügliche Finstel- 
lung der ausschließlich politisch motivierten 
Vertolgung von Bürgern der DDR. 


Jupp Angenfort, Mia Angefort, Bernd Armbruster 
(PDS-Bezirksvorstand Friedrichshain), Muijan Ar- 
pat; Hans-Beimler-Gesellschaft / Antifaschismus 
& Okonomie; Dr. Luitwin Bies; Charlotte Böhm; 
Ellen Brombacher (PDS, KPF); Fred Bruder; Ar- 
nold Bruns, (Geschäftsführer des Pahl-Rugenstein 
Verlags); Emil Carlebach, Buchenwald-Häftling); 
Mustafa Demir; Dr. Brigitta Drefenstedt; Prof. 
Dr.Dr. Edgar Dretenstedt; Eva Fischer; Manfred Fi- 
scher; Thomas Fritsche; Georg Fülberth; Chri- 
stoph Gerdes (DKP-Bezirksvorsitzender Bremen); 
Hans-Joachim Geserick; Peter Gingold (VVN- 
BdA-Bundessprecher, Vorstandsmitglied des Aus- 
chwitzkomitees in der BRD); Gisela Gnoss; Dr. 
Kurz Gossweiler; Victor Grossmann; Eva Gumpel; 
Dr. Günter Gumpel; Prof. Kurt Hager; Prof. Dr. Ni- 
na Hager; Sabine Hager; Thomas Hecker (PDS, 
KPF-Sprecher); Jürgen Horn (BdA-Bundesvor- 
stand), Sabina Jonas; Maiga Jüprgensohn; Manfred 
Kapluck; Prof. Dr. Heinz Karl; Ramona Karthe; 
Werner Knapp; Heinz Koch; Wolfgang Krüger; Nils 
Marten; Rof Meier; Klaus Meinle; Wolfgang Mot- 
ter; Mehmet Mümker (Türkeizentrum); Peter 
Neuhof; Erich Postler; Rolf Priemer (UZ-Chefre- 
dakteur); Ulrich Sander )VVN-BdA-Landesse- 
kretär NRW); Carsten Schulz; Gerald Schwember: 
Urte Sperling; Prof.em.Dr.sc.med. Springer; Heinz 
Stehr (DKP-Parteivorsitzender); Ahmet Tüzun; 
Dr. Michael Venedey; Maria Wegner; Peter Weg- 
ner (VVN-BdA-Bundessprecher); Laura von Wim- 
mersperg; Alice Zadeck (u.a. Jüdischer Kulturver- 
ein); Gerhard Zadeck (u.a. Jüdischer Kulturverein) 


Siegerjustiz II 
Freiheit für 
Rainer Ru 


und andere ehemalige Kundschafter 
der DDR! 


Sieben Jahre nach der staatlichen Vereinigung 
Deutschlands werden etwa 15 ehemalige 
westdeutsche Mitarbeiter des DDR-Aus- 
landsnachrichtendienstes immer noch in 
Haft gehalten. Unter ihnen Rainer Rupp (, To- 
pas“), ehemaliger Mitarbeiter der Nato. 
Während Bürger der Bundesrepublik 


Deutschland, die im Auftrag des BND in der 
DDR nachrichtendienstlich tätig waren, mit 
vollzogener staatlicher Einheit rehabilitiert 
und sozial entschädigt wurden, erhielten die 
im Auftrag des DDR-Geheimdienstes tätigen 
Bundesbürger hohe Haftstraten. 

Dieses Ungleichbehandeln widerspricht 
dem im Grundgesetz der BRD festgelegten 
Gleichheitsprinzip, dessen Beachtung auch 
der frühere Bundespräsident Richard von 
Weizsäcker mit den Worten anmahnte: „Das, 
was man unter Spionage versteht, wird hier 
unterschiedlich behandelt, je nachdem, wo cs 
geschehen ist. In Fällen, wo es nicht um men- 
schenrechtsverletzende Begleiterscheinun- 
sen, sondern wirklich um reine Spionage geht, 
muß man darauf achten, daß sie hinüber und 
herüber betrieben worden ist und infolgedes- 


sen parallel behandelt werden muß.“ (Der 


Spiegel, 23.1.1995) 

Dem Bundespräsidenten der Bundesrepu- 
blik Deutschland, Herrn Roman Herzog, 
steht das Recht zu, durch Begnadigung die 
weitere Vollstreckung einer Haftstrafe aufzu- 
heben. Unser Anliegen ist es, die Aufmerk- 
samkeit des Bundespräsidenten auf das uns 
bewegende Schicksal der ehemaligen Mitar- 
beiter des DDR-Auslandsnachrichtendien- 
stes zu lenken und ihn aufzufordern, die ihm 
gegebene Möglichkeit zu nutzen und der Ge- 
rechtigkeit Geltung zu verschaffen. 

Wir appellieren an alle, die uns in diesem 
berechtigten Anliegen unterstützen, den 
Bundespräsidenten persönlich zu bitten, eine 
solche Entscheidung zu treffen. Beigefügt re- 
gen wir den Inhalt eines entsprechenden 
Schreibens an. 


„An den Bundespräsidenten der Bundesre- 
publik Deutschland, Prof. Dr. Roman Herzog, 
Schloß Bellevue, Spreeweg g 1, 10557 Berlin 

Sehr geehrter Herr Bundespräsident, 

hiermit bitte ich Sie, von Ihrem Begnadi- 
gungsrecht Gebrauch zu machen und zu er- 
wirken, daß den immernoch inhaftierten ehe- 
maligen westdeutschen Mitarbeitern des 
DDR-Auslandsnachrichtendienstes ihre Ge- 
fängnisstrafe erlassen wird. Zugleich bitte ich 
Sie, darauf hinzuwirken, allen verurteilten 
ehemaligen Mitarbeitern der DDR-Aus- 
landsnachrichtendienste im Wege der Beg- 
nadigung die noch offenen Forderungen des 
Justizfiskus, die sich als Rechtsfolgen aus den 
Urteilen ergeben, zu erlassen, da diese Forde- 
rungen von existentieller Bedeutung für die 
Verurteilten sind. 

Die einseitige Strafverfolgung der DDR- 
Spionage verletzt nach meiner Auffassung sdas 
allgemeine Rechtsgefühl und den im Grund- 
gesetz der Bundesrepublik Deutschland fest- 
geschriebenen Grundsatz der Gleichheit vor 
dem Gesetz.“ 

Wenn möglich, bitte eine Kopie des Schrei- 
bens an: 

Solidaritätskomitee für die Opfer der poli- 
tischen Verfolgung in Deutschland, Kontak- 
tadresse: Klaus Feske, Togostr. 11, 1335] Ber- 
lin, Tel./Fax: (0 30) 451 30 63 


Aachen 


Prozeß gegen Gen- 


technik-KritikerInnen 


Am 22. September 1997 um 9.15 Uhr fin- 
det im Amtsgericht Aachen, Saal 409, ein 
Prozeß wegen Hausfriedensbruch und Wi- 
derstand statt. Hintergrund ist ein Versuch 
an der Technischen Hochschule mit gen- 
manipulierten Rüben. Fin Sonntagsspa- 
ziergang, der unter dem Motto „vorgezoge- 
nes Erntedankfest“ nach einer Feldzer- 
störung stattfand, wurde abrupt durch ei- 
nen B.einsatz beendet. Deswegen stehen 
jetzt sieben Leute vor Gericht. 


Der Freilandversuch in Aachen 


Seit im Gentechnikgesetz zum 1.1.94 die 
Durchsetzung von Freilandversuchen er- 
leichtert worden ist, nimmt die Zahl der Frei- 
landversuche mit gentechnisch manipulier- 
ten Pflanzenin der BRD zu. 1995 wurden bun- 
desweit 20 Projekte gestartet. Fines davon 
stand unter der Leitung von Dr. Detlef 
Bartsch, Lehrstuhl Biologie V an der RWTH 
Aachen: In Mainz und in Aachen wurden Rü- 
ben ausgebracht, die gegen das lotalherbizid 
BASTA der Firma Hoechst, gegen ein Anti- 
biotikurm und gegen einen Rübenvirus resi- 
stent sein sollten. Das Saatgut stammte vom 
größten Saatgutbetrieb Deutschlands, der 
Kleinwanzl dhene Saatgutzucht (KWS). Die 
Freisetzungsversuche wurden im Rahmen des 
Projektes „Okologische Untersuchungen zur 
Finschätzung.der Freisetzung von transgenen 
Pflanzen“ durchgeführt. Neben der allgemei- 
nen Kritikam Centechnikein satzin der Land- 
wirtschaft (noch stärkere Bindung der Bäue- 
rinnen weltweit an Interessen multina tional 
agierender Konzerne, lorcieren von Giftein- 
satz, Beibehaltung agrotechnischer Prinzipi- 
en wie Monokulturen, „Patente auf Leben“) 
wurde der Titel „ökologische Begleitfor- 
schung“ als Etikettenschwindel entlarvt. 
„Auch Ischernobyl konnte nicht im Freiland 
getestet werden“, kritisierte ein Vertreter des 
ökologischen Ärztebundes das vorgesehene 
Projekt. Die Gentech-AG Aachen, die Asten 
von RWTH und FH Aachen kritisierten, dab 
„das als ‚Risikoforschung’ ausgegebene Expe- 
riment Umweltrisiken in Kauf (nimmt(, oh- 
ne jedoch wissenschaftliche Aussagekraft zu 
haben“. Während der Projektleiter behaupte- 
te, sein „Freilandversuch ist ein Wagnis, kei- 
ne Bedrohung“, unterschrieben innerhalb von 
3 Wochen 1.700 AachenerInnen Finwendun- 
gen aus grundsätzlichen, gesundheitlichen, 
ökonomischen und ökologischen Gründen 
gegen den Versuch. Für den BUND Rhein- 
land-Pfalz diente der Versuch angesichts feh- 
lender wissenschaftlicher Aussagemöglich- 


keiten ausschließlich der Akzeptanzgewin- 
nung für die Gentechnik. ‘Irotz alledem ließ 
die RWTH nicht von ihrem Vorhaben ab. Das 
Robert-Koch-Institut genehmigte die Aache- 
ner Preisetzungen zum 23.4.95 (wie bis heu- 
te auch jede beantragte Freisetzung der 
BRD). Zur Verdeutlichung der Arroganz: In 
neuerem Interview vom Mai 1997 wurde Pro- 
jektleiter Bartsch angesprochen auf die ein- 
seitige Unterstützung durch den Gesetzgeber 
für seine neue Versuche: „Und ich nutze das 
schamlos aus“, sagte er und lachte. 

Neben vielen Diskussions- und Informati- 
onsveranstaltungen, auf denen das Vorhaben 
und Verhalten der RWTH als Forschung „im 
Dienst kommerzieller Interessen“ kritisiert 
wurde, fanden sich 20-70 Menschen zu 
wöchentlichen Sonntagsspaziergängen am 
(vorgesehenen) Gegenrübenfeld ein. Vor Ort 
wurde die Kritik am Versuch mit symboli- 
schen Aktionen unterstützt, wie Aussaat von 
Wildblumen, Finpflügen von Sprüchen in 
den Boden, Errichtung eines „Mahnmals von 
abgrundtiefer Häßlichkeit“ (taz). Der auf- 
kommenden Protestbewegung stellte die 
RWTH von Anfang an Propaganda (Sabota- 
sevorwurf), Anzeigen, Polizeieinsätze und er- 
höhte „Sicherheits“maßnahmen entgegen. 

inde April 95 waren die ersten genmanipu- 
lierten Rüben in Aachen und Mainz ausge- 
bracht. Am 31.5.95 wurde dann ein großer Teil 
der genmanipulierten Rüben von Unbekann- 
ten abgeerntet. 


Erntedankfest mit Folgen 


Der folgende Sonntagsspaziergang am 
4.6.1995 stand unter dem Motto „vorgezoge- 
nes Firntedankfest“, bei welchem auf as eT- 
folgreiche Abernten angestoßen wurde. Die- 
ses simple Beisammensein von ca. 20 fröhli- 
chen Menschen wurde jedoch durch einen 
brutalen Polizeieinsatz beendet, wegen dem 
sich 4 Personen zum Arzt begeben mußten. 
Nach diesem kollektiven Ausrasten der Aa- 
chener B. fand sich ein Teil der eben noch fei- 
ernden Gesellschaft in den Arrestzellen des 
Aachener Polizeipräsidiums wieder, so wie bis 
Einbruch der Dunkelheit eingesperrt blieben. 
Die TH stellte (einmal mehr) Anzeige wegen 
Hausfriedensbruch. 


Die Vorwürfe der Staatsanwaltschaft 


Zwei Jahre später flatterte sechs der damals 
betroffenen SpaziergängerInnen eine Ankla- 
geschrift wegen „Hausfriedensbruch“ und 
„Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte“ 
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ins Haus. Zwei weitere bekamen kurz darauf 
je einen Strafbefehl über 600 Mark wegen 
Hausfriedensbruch. Beide legten Wider- 
spruch ein, woraufhin der eine bis heute 
nichts mehr hörte, der andere aber mit aufder 
Anklagebank landete. Die Anklageschrift be- 
inhaltet neben den eigentlichen noch eine 
Reihe anderer Vorwürfe: So werden die Sonn- 
tagsspaziergänge insgesamt als „militante 
Protestbewegung“ charakterisiert (dieses wird 
mit „Fußballspielen u.ä.“ belegt!). Der Staats- 
anwalt erklärt den Protest für ungerechtfer- 
tigt, weil „die RWTH ... über die Ziele des 
Versuches informierte und dabei auch aus- 
drücklich darauf hinwies, daß hiermit keiner- 
lei Gefahren für die Bevölkerung ausgehe“. 
Damit läßt die Staatsanwaltschaft den Ver- 
such einerseits noch ungefährlicher erschei- 
nen, als ihn selbst Projektleiter und Geneh- 
migungsbehörde einstufen. Andererseits wird 
daraus die grundsätzlich politische Motivati- 
on der Kr iminalisierung des Widerstands ge- 
gen Gentechnologie klar. 

Vertahrensmäßig merkwürdig ist, daß zwar 
in mehreren Fällen von der Hochschule An- 
zeige erstattet worden war, die daraus resul- 
tierenden Verfahren aber aus „mangelndem 
öffentlichen Interesse“ durch den zuständi- 
gen Staatsanwalt eingestellt worden sind. 


„Das ist organisiertes Verbrechen .. 


Der Schutz der biotechnologischen For- 
schung und Entwicklung ist von gesamt- 
staatlichem Interesse.“ ... So Rüttgers am 
11.8.96, nachdem bereits 13 Versuchsfelder 
der Zerstörung anheimfielen. Gegenüber an- 
deren europäischen Ländern ist der Wider- 
stand gegen Gentechnologie in der BRD sehr 
offensichtlich und öffentlich. Wenig nutzte 
die Propaganda von Regierung und Industrie, 
die z.B. mit Verblödungsstichworten („Stan- 
dort Deutschland“), Versprechen von Ar- 
beitsplätzen (die mit der Gentechnik jedoch 
wegrationalisiert werden) die fehlende Ak- 
zeptanz in der Bevölkerung für die Gentech- 
nik aufbessern sollte. Neben Keldzerstörun- 
gen und Ackerbesetzungen ist es vor allem das 
negative Image, was die GentechnokratInnen 
stört. Nun soll die BRD weiter nach vorn ge- 
bracht werden. Fine Voraussetzung dafür sind 
öffentliche Aufputschmittel wie z.B. derjüng- 
ste „BioRegio-Wettbewerb“ der Bundesregie- 
rung. Nicht zuletzt die Region Rheinland (Aa- 
chen, Köln, Wuppertal, D’dorf) gewann den 
ausgeschriebenen Preis (jährlich 50 Mio. DM) 
für ihr Konzept der guten Kooperation zwi- 
schen Banken, Industrie und Wissenschaft in 
Sachen Gentechnik. Fine andere Vorausset- 
zung zum Gentech-Standort BRD ist, den 
Widerstand gegen Gentechnik und hier spe- 
ziell gegen Freilandversuche klein zu kriegen.. 

„Wegen der negativen Begleiterscheinungen 
wagen sich viele Wissenschaftler erst gar 
nicht, entsprechende Versuche zu beantra- 
gen“, beklagte sich bspw. Der Institutschef 
von Bartsch, Prof. Schuphan, bei einem Be- 
such des Ministers Rüttgers auf dem Rüben- 
feld. Rüttgers bat dann auchim August 96 sei- 
nen Kollegen, Innenminister Kanther, um den 
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Einsatz des Bundeskriminalamtes zur „syste- 
matischen Strafverfolgung“ von Gentechnik- 
GegnerInnen. Die Zerstörungen von Ver- 
suchsäckern war bislang erfolgreich: Auf dic- 
se Weise ließ sich ein erheblicher Teil der in 
der BRD gestarteten Freilandversuche vor- 
zeitig beenden, was den entsprechenden Fir- 
men neben dem ideellen auch einen gewissen 
materiellen Schaden zufügte und über diesen 

Umweg für die BRD eine „Standortbedro- 
hung von innen“ bedeutet. Bislang ist es Po- 
lizei und Staatsanwaltschaft nicht gelungen, 
Menschen wegen Ackerzerstörung von Ge- 
richt zu stellen. 

Der bevorstehende Prozeß ist der Beginn ei- 
nes härteren Vorgehens des Staates zur 
Durchsetzung von Freilandversuchen. Die 
Aachener Staatsanwaltschaft versucht hier, 
(potentielle) GentechwidersacherInnen ein- 
zuschüchtern. Fine Art Exempel. Somit geht 
es in dem Prozeß nicht darum, ihren Rechts- 
staat zu bewahren, sondern um eine Gefällig- 
keit gegenüber der Gentech-I Lobby. 


Industrieinteresse - RWTH-Interesse 


Nach der Darstellung der RWTH diene der 
Aachener Versuch gerade dazu, die Risiken 
der Gentechnik aufzuzeigen. Was auf den er- 
sten Blick also der Gentech-Lobby entgegen 
gerichtet scheint, hilft ihr allerdings tatsäch- 
lich, ihrer Tech nologie einen Anstrich von 
mehr Sicherheit zu verpassen, ohne daß das 
reale Risiko tatsächlich kleiner zu kriegen ist. 
Und es hilft der Industrie, indem vorhandene 
Defizite aufgezeigt werden, Gentech effizi- 
enter zu machen. Grundsätzlic ‘h fördert die- 
ser Versuch die Gentechnik. Der Projektleiter: 
„Ich würde mich auf jeden Fall freuen, wenn 
in Deutschland der Okolandbau zunehmen 
würde. Wir haben aber eine Bundesregierung, 
die auf Gentechnik setzt“ und sich damit auf 
die Seite der Chemiekonzerne stellt. Die 
Technische Hochschule Aachen verzeichnet 
bundesweit den größten Finanzstrom priva- 
ter InvestorInnen in den Hochschulhaushalt. 
Sie ist und bleibt auf der Seite derer, die die 
letzten Ressourcen der Natur in bare Münze 
umwandeln wollen; sie für sich in Beschlag 
nehmen und, wenn sie damit durc onen 
sollten, zerstören werden. Doch notwendiger 
Widerstand läßt sich weder durch Schläge 
noch durch Kriminalisierung verhindern. 

In diesem Sinne fordern wir: 

Den sofortigen Abbruch aller Freilandversu- 
che mit gentechnisch veränderten Organismen 
und deren fachgerechte Entsorgung 

Keine Kriminalisierung von Gentech-Gegne- 
rinnen 

Rücknahme aller Anzeigen durch die RWTH 

Solidarität mit a A a von Frei- 
landversuchen 

Macht kaputt, was Euch kaputt macht! 

Ya basta! 

Beteiligt euch an den anfallenden Prozeßkosten. 
Spendenüberweisungen auf das Konto der Aachener 
Antirepressionsgruppe: C. Wagemann, Kto.-Nr. 
27009836, Sparkasse Aachen, BLZ: 390 500 00 
Kontaktadresse: Gentechnik AG Aachen, c/o FS 1/1 
an der RWTH Aachen, 52056 Aachen 


iebe Freundinnen und Freunde, wann 
sind Rechte keine Rechte mehr? Wenn 
hr anfangt, Eure Rechte einzufordern 
und ein Richter wieder und wieder das Ge- 
setz und die Fakten ignoriert, um Euch Eure 
Rechte zu verweigern, dann habt Ihr keine 
Rechte. Ich kenne dieses Gefühl. Eure Un- 
terstützung wird uns helfen, diese Rechte, die 
angeblich für alle gelten sollen, aber nur ei- 
nigen wenigen garantiert werden, durchzu- 
setzen: das Recht, eine Jury von Seinesglei- 
chen zu haben; das Recht auf kompetente und 
effektive Verteidigung; das Recht, sich selber 
verteidigen zu können; das Recht auf freie po- 
litische Organisierung und freie Entfaltung 
seiner politischen Überzeugung. Eure Unter- 
stützung wird dazu beitragen, diese Rechte 
Wirklichkeit werden zu lassen. Ich danke 
Euch aus tiefstem Herzen für Euer Interesse 
an diesem Verfahren und für Eure unent- 
wegte Mitarbeit. 
Mumia Abu-Jamal, Sommer 1997 


Am 10. Juli 1997 war es endlich soweit: Nach 
27 Jahren Haft und ebenso langem Kampf um 
seine Freiheit öffneten sich die Tore des Oran- 
ge County Jail für Geronimo ji Jaga Pratt. Vor 
dem Gefängnis erwartete eine Men- 


schenmenge von mehr als 400 Leuten das 
frühere Leitungsmitglied der Black Panther 
arty von Los Angeles. 
In Begleitung seiner Verteidiger Johnnie 


Cochran und Stuart Hanlon begrüßte Pratt 
seine Unterstützerlnnen und die Presse und 
bezeichnete das Justizsystem, das für seine 
lange Gefangenschaft verantwortlich ist, als 
„rassistisch und sexistisch“ und Wahnsinn‘ 
den er jetzt hinter sich lasse. „Es gibt so viele 
politische Gefangene, daß sie schon überein- 
ander gestapelt werden müssen. Ich bin nur 
einer von vielen.“ Er erinnerte an die Situati- 
on der politischen Gefangenen Ruchell Cin- 
que Magee und Hugo Pinell, die beide seit 34 
Jahren um ihre Freiheit kämpfen und zu den 
Organisatoren der Gefangenenbewegung der 
60er Jahre gehörten, die sich um George 
Jackson geschart hatten. Trotz der Eirmor- 
dung von George Jackson und vieler anderer 
Gefangener und trotz aller Schikanen 
gehören sie zu denen, die auch in über 30 Jah- 
ren Haft nicht gebrochen werden konnten. 
Geronimo Pratt erinnerte vor allen Dingen an 


Der ehemalige Black Panther Geronimo Pratt ist frei — 
jetzt geht es darum, Mumia Abu-Jamals Hinrichtung zu 
verhindern und seine Freilassung durchzusetzen! 


die Notwendigkeit, alle Kräfte darauf zu kon- 
zentrieren, Mumia Abu-Jamals Leben zu ret- 
ten und auch seine Freiheit zu erkämpfen. Ja- 
mal hatte kurz vorher eine Erklärung an die 
OÖftentlichkeit gerichtet, in der er über Gero- 
nimo sagte: „Sein einziges Verbrechen’ ist, 
um mit den Worten der Verantwortlichen zu 
sprechen, daß er ‚immer noch ein Revolu- 
tionär ist’. Deshalb haben sie ihn eingesperrt 
und für so eine lange Zeit illegal in Haft ge- 
halten.“ 

Wie bei Jamal, so ist es auch bei Geronimo 
Pratt kein Zufall, daß gerade er Ziel des 
GOINTELPRO-Geheimdienstprogramms 
war, mit dem das FBI Ende der 60er Jahren ei- 
nen wahren Vernichtungsfeldzug gegen die 
Black Panther Party führte. Pratt war 1968 als 
US-Soldat in Vietnam gewesen und schloß 
sich, geprägt von dieser Erfahrung, nach sei- 
ner Rückkehr der Black Panther Party an. Sei- 
ne im Krieg erworbenen, aber gegen die 
Falschen gerichteten Kenntnisse wollte er 
fortan in den Dienst derer stellen, gegen die 
der Staat zu Hause ebenfalls einen unerbitt- 
lichen Krieg führte. 

Nach den massenhaften Aufständen in den 
US-Ghettos um 1965 und dem Flächen- 
brand, den die Ermordung von Martin Luther 
King jr. Im April 1968 in den meisten Groß- 
städten der USA ausgelöst hat, schrieb der 
„Spiegel“ damals, der Eskalation des Krieges 
in Vietnam und Indochina entspreche der 
Bürgerkrieg „an der Heimatfront“. Martin Lu- 
ther Kingmußte auch genau in dem Moment 
sterben, als er die schwarze Bürgerrechtsbe- 
wegung und die Oppositionsbewegung gegen 
den Vietnamkrieg zusammenbringen wollte 
und öffentlich zum Widerstand gegen die 
US-Kriegspolitik aufrief. Die Black Panther 
Party, die nicht nur Bürgerrechte einforderte, 
sondern auch für die Selbstverteidigung der 
schwarzen Community eintrat, wurde des- 
halb von Regierungund FBI zum „Staatsfeind 
Nr. 1“ erklärt. Parteibüros wurden von Son- 
dereinheiten überfallen, Dutzende Parteimit- 
glieder erschossen, viele in den Untergrund 
gezwungen, unzählige in Gefängnisse ge- 
steckt und unter fadenscheinigen Anklagen 
zu lebenslanger Haft oder wie Jamal zum To- 
de verurteilt. 

Geronimo Pratt organisierte die Gegen- 
wehr für die Parteibüros in Los Angeles. 
Durch mittlerweile veröffentlichte FBI-Ak- 
ten ist bewiesen, daß Pratt damals zu einer 
„Schlüsselfigur des schwarzen Extremismus“ 
erklärt und zur „Neutralisierung“ freigegeben 
wurde. Im Dezember ‘69 kam es dann zum 
polizeilichen Überfall auf das Parteibüro und 
Pratts Wohnung, aber die geplante Ermor- 
dung Pratts scheiterte, weil das Büro vertei- 
digt wurde und Pratt nicht in die Falle ging. 
Mit Hilfe des Polizeiinformanten Julius But- 


ler hängte man Pratt dann einen zwei Jahre 
alten unaufgeklärten Raubmord an, für den 
er zu lebenslänglich verurteilt wurde. Was 
Pratt immer schon gesagt hatte, daß er näm- 
lich zum Zeitpunkt des Mordes 400 Meilen 
vom latort entfernt an einer vom FBI über- 
wachten Parteikonferenz teilgenommen hat- 
te, wurde 1985 sogar durch einen ehemaligen 
hochrangigen FBI-Agenten bestätigt. Wesley 
Swearingen sagte aus, er wisse von der Exi- 
stenz einiger lonbänder, auf denen Geroni- 
mo Prattals Teilnehmer einer Konferenziden- 
tifiziert worden sei. Das FBI hingegen gab nur 
die lapidare Auskunft, die Tonbänder seien 
„verloren“ gegangen. Es mußten noch 12 wei- 
tere Jahre vergehen, bis Richter Dickey vom 
Orangy County Superior Court am 29. Mai 
1997 in seiner Entscheidung feststellte, Ge- 
ronımo Pratt habe 1972 keinen fairen Prozeß 
gehabt, weil die Staatsanwaltschaft damals 
die Information zurückgehalten hat, daß der 
Belastungszeuge Julius Butler als Informant 
für FBI, Stadtpolizei und Staatsanwaltschaft 
gearbeitet hatte. Ohne diesen „Zeugen“, so 
Richter Dickey, hätte die Anklage der Staats- 
anwaltschaft aber keine Bestand gehabt. Die 
bezahlte Mitarbeit des Hauptbelastungszeu- 
gen bei der Polizei hätte aber den Geschwo- 
renen bekannt gegeben werden müssen. Sie 
hätten ihre Entscheidung damals ganz anders 
überdenken können, denn es habe außer der 
Aussage von Butler keine anderen Beweise ge- 
gen Pratt gegeben. Er hätte nicht verurteilt 
werden dürfen. Also sei er jetzt endlich frei- 
zulassen. 

Hier zeigen sich die deutlichen Parallelen 
der Verurteilung von Geronimo Pratt und 
Mumia Abu-Jamal: Nicht nur, daß der ei- 
gentliche Grund, sie aus dem Verkehr ziehen 
zu wollen, in ihrer Mitgliedschaft in der Black 
Panther Party lag und sie nachweislich vom 
FBI schon seit Beginn ihrer politischen Tätig- 
keit zum Abschuß freigegeben waren. Die Par- 
allelität wird vor allem daran deutlich, daß bei- 
de letztlich nur durch den Einsatz von Bela- 
stungszeugen bzw. -zeuginnen verurteilt wer- 
den konnten, die entweder von der Polizei be- 
zahlt wurden oder mit Verhaftung oder gar 
dem Tode bedroht wurden. Bei Jamal waren 
es die Prostituierten Veronica Jones und Cyn- 
thia White, die gesehen haben wollten, daß 
er auf den Polizisten Faulkner geschossen hat. 
Veronica Jones hat schon 1996 vor Gericht ih- 
re Aussage zurückgenommen und bestätigt, 
daß sie nur durch Drohungen der verneh- 
menden Polizeibeamten ihre damalige 
Falschaussage gemacht hat. Nun ist nur noch 
Cynthia White als Belastungszeugin übrig. 
Die Verteidigung versucht seit Jahren, sie aus- 
findig zu machen. Nach letzten Angaben der 
Staatsanwaltschaft soll sie angeblich seit 1992 
tot sein. Pamela Jenkins, eine frühere Freun- 


din und Kollegin von White, hat sie aber noch 
im März 1997 zufällig auf der Straße getrof- 
fen, woraufhin White die Flucht ergriffen 
und zu einem ehemaligen Polizeibeamten ins 
Auto gesprungen ist, den Jenkins früher kann- 
te. Alles spricht für die Vermutung des Ver- 
teidigungsteams, daß Cynthia White von der 
Polizei versteckt gehalten wird, damit ihre 
Aussage nicht in einer erneuten Vernehmung 
erschüttert werden kann. Pamela Jenkins hat 
Einde Juni ‘96 vor Gericht erklärt (siehe wei- 
ter hinten), durch persönliche Gespräche mit 
Cynthia White zu wissen, daß sie damals ih- 
re belastende Aussage nicht nurin Todesangst 
semacht hat, sondern genau wie Jenkins sel- 
ber zeitweise als bezahlte Polizeiinformantin 
tätig gewesen ist. 

Kann es also einen anderen Grund geben, 
Mumia Abu-Jamal länger in Haft und unter 
dem Damoklesschwert der geplanten Hin- 
richtung zu halten, als den, daß an ihm ein 
I’xempel statuiert und er beseitigt werden 
soll? 

Aus denselben Gründen, die zu Geronimo 


Pratts Freilassung geführt haben, müßte auch 
Mumia Abu-Jamal sofort freigelassen werden. 
Aber in dem Maße, wie in den letzten Jahren 
die Unschuldsbeweise erbracht und die bela- 
stenden Aussagen in sich zusammengebro- 
chen sind, also rein rechtlich gesehen die Wie- 
deraufnahme des Verfahrens juristisch zwin- 
gend wurde, ist auch der politische Druck de- 
rer gestiegen, die Jamal endlich auf den Fried- 
hof befördern und die Ausübung der Todes- 
strafe verschärft sehen wollen. Ereignisse wie 
der faschistische Bombenanschlag auf das Fe- 
deral Building in Oklahoma werden dazu ge- 
nutzt, die Todesstrafe als das „beste Mittel“ 
gegen „Kriminelle und Gewalttäter“ zu pro- 
pagieren. Obwohl nachgewiesen ist, daß die 
Drohung mit der Todesstrafe weder in den 
USA noch sonstwo in der Welt auch nur ein 
Verbrechen verhindert hat. Statt dessen wird 
sie in den Händen von Diktatoren und Law 
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& Order- „Demokraten“ zu einem Mittel, un- 
liebsame politische GegnerInnen auszuschal- 
ten. Was für China gilt, wo sich Clinton ger- 
ne als Menschenrechtswahrer aufspielt, muß 
auch für die USA gelten: Abschaffung der Io- 
desstrafe! Und was für Geronimo Pratt gilt, 
muß auch für Mumia Abu-Jamal gelten: So- 
fortige Freilassung! 

Diese Forderung kann aber nicht mehr als 
lokale Potentaten und juristische Instanzen 
gerichtet werden. Weder von Gouverneur 
Ridge, noch vom Obersten Gerichtshof Penn- 
sylvanias kann Gerechtigkeit für Jamal erwar- 
tet werden. In diesem Fall bewegt sich nur 
noch etwas, wenn wir der Regierung der USA 
klarmachen: Es führt kein Weg daran vorbei, 
daß Jamal ein neues Verfahren erhält und bis 
dahin unverzüglich freigelassen wird. 

In der Kampagne sc heint sich diese Er- 
kenntnis auch mehr und mehr durchzuset- 
zen: In Frankreich haben SchriftstellerInnen 
cine Petition an Präsident Clinton verfaßt. 
Unter ihnen Salman Rushdie, der vor kurzem 
in Pittsburgh zu Besuch war und über seine 
Unterstützung für Jamal gesprochen hat. 
Auch in Skandinavien mehren sich die an 
Clinton gerichteten Proteste. Als Leonard 
Weinglass im April für das Verteidigungsteam 
dort war, traf er in Stockholm mit dem Inter- 
nationalen BEN. und amnesty international 
zusammen. Bei seinem im Anschluß daran 
folgenden Besuch in Dänemark sprach er mit 
Vertreterinnen er größeren dänischen Partei- 
en, die ihm eine F. rklärung von 71 Abgeord- 
neten übergaben, in der ein neues Vi ‚rfahren 
für Jamal gefordert wird. Die Abgeordneten 
versprachen, sich bei Clinton während seines 
für den Sommer geplanten Besuches in Dä- 
nemark für Jamal einzusetzen. Während 
Weinglass mit den Abgeordneten sprach, 
brachten Gruppen der dänischen Mumia- 
Kampagne ransparente mit der Parole „Free 
Mumia“ an der US-Botschaft und dem Parla- 
mentsgebäude an. (...) 

(Aus: Freedom Nowl, 1.8.97, gekürzt) 


m Septem De sprechen Rechtsanwalt 
Leonard Weinglass, Verteidiger von Mu- 
mia Abu-Jamal, und Lydia Wallce, Mu- 
mias | Schwester und ge der Un 


k 9.9. in , Köln, 1 19 Mm 0 Uhr, Bürgern n 
2 Alte Feuerwache, Melchiorstr. 
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Ruchell Cinque Magee: 
Der einzige 


Überlebende - nach 


34 Jahren immer 
noch ım Knast 


Kolumne Nr. 325 von Mumia Abu-Jamal, 
geschrieben am 27. Mai 1997 


In den USA bedeutet die lebenslange Haft 
wirklich Gefangenschaft bis zum ‘Tode ohne 
Anspruch darauf, nach einer überprüfbaren 
Zeit auf Bewährung entlassen werden zu 
können. Politische Gefangene haben in den 
vergangenen Jahrzehnten in der Regel auch 
für Delikte ohne konkrete Straftat, wie z.B. 
„Verschwörung zum Aufstand“, lebensläng- 
lich bekommen. Nur wenigen gelang die 
„vorzeitige“ Freilassung, .. ‘Mumia Abu-Ja- 
mal macht sich scit Jahren stark für alle „Le- 
benslänglichen“, seis in seinen Büchern 
oder Kolumnen. 


„Das System praktiziert die Sklaverei unter 
Aufrechterhaltung des Scheins von Recht und 
Gesetz. Aber Sklaverei bleibt Sklaverei, heute 
wie vor 400 Jahren. Es ist ein und dieselbe Sa- 
che, nur mit einem neuen Namen. Ste machen 
Millionen und aber Millionen Dollars damit, 
laß sie Schwarze, arme Weiße und andere ver- 
sklaven - Menschen, die Kr snicht mal mer- 
ken, wie übel ihnen mitgespielt wird.“ 

Ruchell Cinque Magee (aus einem Radioin- 
terview mit Kiilu Nyasha, Titel: „Freiheit ist 
ein nicht enden wollender Kampf“, Sender 


KPFA-FM am 12.8.95) 


Was würdet ihr antworten, wenn ihr nach dem 
am längsten inhaftierten politischen Gefange- 
nen inden Vereinigten Staaten gefragt würdet? 

Die meisten würden sicher antworten: „Ge- 
ronimo ji Jaga (Pratt)“, „Sundiata Acoli“ oder 
„Sekou Odinga“ -alle drei Mitglieder der Black 

anther Party oder Kämpfer der Black Libera- 
tion Army, die seit Jahrzehnten wegen ihrer po- 
litischen Überzeugung oder wegen Beteiligung 
an BE Aktionen eingesperrt sind 
oder waren. Einige würden auch den Lakota- 
Führer Leonard Peltier nennen, der für die 
Freiheit der indigenen Völker gekämpft hat. 

Dabei hat er sich die Feindschaft der US-Re- 
gierung zugezogen, die ihm schließlich 1975 
wegen des falsch erhobenen Vorwurfs, einen 
Doppelmord an (FBI-Beamten( begangen zu 
haben, den Prozeß machte. 

Mit diesen Antworten läge niemand falsch, 
weil all diese Männer wahnsinnig viele Jahre in 
Staats- und Bundesgefängnissen zugebracht 
haben. Aber es gibt trotzdem noch einen Ge- 
fangenen, der länger als sie eingesperrt ist: 

Ruchell Magee kam 1963 ins kalifornische 
Los Angeles und war noch kein halbes Jahr 
dort, als er zusammen mit seinem Cousin 
Leroy aufgrund eines wenig glaubwürdigen 
Vorwurfs verhaftet wurde. Angeblich sollten sie 
sich des Kidnappings und Raubes schuldig ge- 


macht haben, als sie sich mit einem dritten 
Mann um eine Frau und ein Stück Marihuana 
im Wert von 10 Dollar stritten. Mit Magee wur- 
de kurzer Prozeß gemacht, er wurde schnell für 
schuldig befunden und noch schneller zu le- 
benslänglich verurteilt. 

Magee, der sich in diesen Jahren politisierte, 
nahm den Namen des afrikanischen Freiheits- 
kämpfers Cinque an, der gemeinsam mit an- 
deren Sklaven die Kontrolle über das Sklaven- 
schiff „Amistad“ (span. Freundschaft( über- 
nommen hatte und versuchen wollte, zurück 
nach Afrika zu segeln. 

Wie sein einstmaliger Namensgeber, so woll- 
te Cinque Magee auch für seine Befreiung von 
der legalisierten Sklaverei kämpfen. Sieben 
lange Jahre schrieb er Eingabe auf Fingabe und 
lernte dabei, was er „Guerilla-Recht“ nannte 
und als Werkzeug zur Erreichung seiner und 
seiner Mitgefangenen Befreiung ständig ver- 
besserte. Doch die kalifornischen Gerichte 
kümmerten sich wenig um die angeblichen 
„Rechte“ eines jungen Sc hwarzen wie Magee 
und wiesen alle seine Anträge zurück. 

Im August 1970 trat N lagee als Zeuge im Ver- 

fahren gegen James McClain auf, deran geklagt 

war wegen des Angriffs auf einen Gefängnis- 
wärter in San Quentin, wo Wärter kurz vorher 
den schwarzen Gefangenen Fred Bellingslea 
ermordet hatten. McClain, der sich vor Ge- 
richt selbst verteidigte, hatte andere Gefange- 
ne als Zeugen laden lassen, um durch ihre Aup 
sagen den rassistischen und repressiven Cha- 
rakter der Gefängnisse ans Licht der Öffent- 
lichkeit zu bringen. Mitten in Magees Zeu- 
genaussage hinein stürmte ein 17 Jahre alter 
schwerbewaffneter junger Schwarzer mit Afro- 
frisur in den Gerichtssaal. 

Jonathan Jackson rief: „Keine Bewegung!“ 
und warf McClain, William Christmas und 
dem überraschten Magee Waffen zu. Nach sie- 
ben Jahren, die er in der Knasthölle hatte zu- 
bringen müssen, ohne auch nur einen Richter 
zu treffen, der etwas von Recht und Gesetz ge- 
halten hätte, schloß Magee sic h der Rebellion 
ohne zu zögern an. Die vier Rebellen nahmen 
den Richter, den Staatsanwalt und drei Ge- 
schworene als Geiseln und wollten sich auf den 
Weg zu einem Radiosender machen, von wo 
aus sie der Welt von den elenden Haftbedin- 
gungen berichten und gleichzeitig auch die 
Forderung verkünden wollten, daß eine weite- 
re Gruppe politischer Gefangener sofort frei- 
gelassen werden sollte,. Es handelte sich dabei 
um die Soledad Brothers John Cluchette, Flee- 
ta Drumgo und Jonathans älteren Bruder Ge- 
orge Jackson. Während die Männer keiner ih- 
rer Geiseln auch nur ein Haar krümmten, hat- 
ten sie aber nicht mit der Skrupellosigkeit des 
Staates gerechnet. 

Noch bevor die Männer mit ihrem Flucht- 
wagen den Parkplatz des Gerichtes verlassen 
konnten, eröffneten Gefängniswärter und 
Sheriffs das Feuer auf den Wagen und töteten 
dabei Christmas, Jonathan Jackson, McClain 
und den Richter. Der Staatsanwalt wurde so 
schwer getroffen, dal er querschnittsgelähmt 
wurde. 

Es grenzte an ein Wunder, daß die Ge- 
schworenen relativ ungeschoren davonkamen. 


Magee war von Kugeln schwer getroffen und 
wurde bewußtlos aufgefunden. 

Magee als einziger schwarzer Überlebender 
der „7. August Rebellion“, wie sie später ge- 
nannt wurde, wurde nach seinem Erwachen 
mit einer Anklage wegen Mord, Geiselnahme 
und Verschwörung konfrontiert und erfuhr, 
daß er darüber hinaus eine Mitangeklagte mit 
gleichlautender Anklage hatte, eine Philoso- 
phieprofessorin der University of California 
und Freundin des Soledad Brothers George 
Jackson mit Namen Angela Davis. 

Vor Beginn des Prozesses wurden die beiden 
Verfahren abgetrennt, und Angela Davis er- 
hielt massenhafte Unterstützung, die schließ- 
lich 1972 zu einem Freispruch von allen An- 
klagen führte. 

Magee erhielt in seinem Prozeß nicht so viel 
Unterstützung, aber er entwickelte die mutige 
Position, dab er, ausgehend von der Tatsache, 
daß seine Inhaftierung illegal und eine Form 
nicht zu rechtfertigender Sklaverei war, das 
natürliche Recht hatte, dieser modernen Form 
der Sklaverei zu entfliehen. Sein Handeln war 
das historische Echo der Position, die sein Vor- 
fahr Cinque mit seinem Getreuen eingenom- 
men hatte, als sie das spanische Sklavenschiff 
unter ihre Kontrolle brachten, die Mannschaft 
töteten (außer dem Lotsen) und versuchten, 
nach Afrika zurückzusegeln. Doch der L.otse 
hatte die „Amistad“ unbemerkt wieder in die 

Nähe der nordamerikanischen Küste gesteu- 
ert, wo das Schiff von der US-Marine aufpe- 
bracht wurde. Die spanische Regierung ließ die 
Meuterer zurück in die Sklaverei nach Kuba 
bringen. 

Unter Anwendung der Prinzipien des natür- 
lichen und internationalen Rechts haben US- 
Gerichte mehrfach festgestellt, daß Sklaven je- 
des Recht hatten, Widerstand gegen die Skla- 
verei zu leisten und für ihre Freiheit zu kämp- 
fen. 

Leider sah Magees Jury das anders, auch 
wenn sie a eine der Anklagen wegen 
Geiselnahme fallenließ. Das Gericht nahm 
zwar auch noch die Mordanklage zurück, doch 
seitdem befindet sich Magee in lebenslängli- 
cher Haft und deshalb im Kampf um seine 
Freiheit. 

Daß er immer noch kämpft, zeichnet diesen 
wirklich bemerkenswerten Mann aus. Fr weiß, 
was Sklaverei bedeutet, und er weiß vor allem, 
was Freiheit bedeutet. 

Freiheit für Cinque! 

Ruchell Magee Defense Fund, PO.Box 8306 
South Bend, IN 46660-8306, USA 

(e-mail: mathiel@michiana.org) 

Die angesprochenen Ereignisse sind be- 
schrieben in: Agipa-Press (Hg.): Comrade Ge- 
orge & Attica. Die Zeit des Blues ist vorbei. 
Band 1, Bremen 1991 (auch über das Archiv 
‘92 zu beziehen). 

(Aus: Freedom Now!, 1.8.97) 

I verhaftet 1973 zusammen mit Assata Shakur we- 
gen Mitgliedschaft in der Black Liberatin Army 
(BLA) 

2 verhaftet 1981 wegen des Vorwurfs der Beteiligung 
an einer Aktion der BLA 

3 verhaftet 1973 wegen Verteidigung des Pine Ridge 
Reservates gegen einen Polizeiüberfall 


Spanien / BRD 


Unabhängige Kommission 
beim Prozeß gegen 
Benjamin Ramos Vega 


Am 3. September beginnt vor dem höch- 
sten spanischen Gericht in Madrid der Pro- 
zeß gegen den Katalanen Benjamin Ramos 


Vega. 


Benjamin Ramos Vega war sechzehn Mo- 
nate in Berlin inhaftiert und im Juni 1996 
von der BRD nach Spanien ausgeliefert wor- 
den, wo ihm „Mitgliedschaft in einer be- 
waffneten Bande“, ETA, vorgeworfen wird. 
le) 

Während der einjährigen Haftzeit in Spa- 
nien seit der Auslieferung wurde deutlich, 
daß die gegebenen Zusicherungen vom spa- 
nischen Staat bezüglich der Haftbedingun- 
sen nicht oder nur rudimentär eingehalten 
werden. Auch die BRD hat sich seitdem 
nicht um die tatsächliche Überprüfung der 
abgegebenen Zusicherungen bemüht. 

Der Prozeß wird deshalb von einer 12köp- 
figen unabhängigen Kommission, beste- 
hend aus Rechtsanwälten, Ärzten, Profes- 
soren, Abgeordneten, GewerkschafterIn- 
nen, JournalistInnen, Filmemachern und 
ehemaligen Diplomaten in Spanien beob- 
achtet werden. 

Aus einer Pressemitteilung des Solidaritätskomi- 
tees Benjamin Ramos Vega vom 28.8. 

Siche auch Beilage zur Monatszeitung analyse & 
kritik vom August 97, erscheint Ende August; die- 
se und weitere Informationen erhältlich beim So- 
lidaritätskomitee Benjamin Ramos Vega, Tel/Fax 2 


51 85 39 


Erklärung der internationalen 

Kommission zur Beobachtung 

des Prozesses gegen Benjamin 
Ramos Vega 


Am 3. September beginnt der Prozeß gegen 
den von der Bundesrepublik Deutschland 
am 5.6.1996 an das Königreich Spanien aus- 
gelieferten Gefangenen Benjamin Ramos 
Vega. i 

Wir - zwölf Rechtsanwälte, Arzte, Profes- 
soren, Abgeordnete, GewerkschafterInnen, 
Journalistinnen, Filmemacher, ehemalige 
Diplomaten in Spanien und MitarbeiterIn- 
nen von demokratischen Organisationen - 
haben uns zu einer Kommission zusam- 
mengeschlossen, um diesen Prozeß zu be- 
obachten. 

Die Anklage der spanischen General- 
staatsanwaltschaft gegen Benjamin Ramos 


ga beruht auf Aussagen, die Polizeibeam- 
he Bd Zivilgardisten von den beiden Mit- 
beschuldigten gurtzane Ezberra und Feli- 
pe San Epifanio durch Folter erpreßt haben. 
Die Strafforderung beträgt für „Mitglied- 
schaft in einer bewaffneten Bande“, „Lage- 
rung von Kriegswaffen“, „Sprengstoffbesitz“ 
sowie „Fälschung von Kennzeichen“ 40 Jah- 
re Gefängnis. 

Während des Auslieferungsverfahrens 
hatte das Berliner Kammergericht festge- 
stellt, daß „namhafte internationale Institu- 
tionen“ wie die UN-Menschenrechtskom- 
mission, das Anti-Folter-Komitee des Furo- 
parates oder amnesty international be- 
stätigten, „daß in Spanien selbst in jüngster 
Zeit Beschuldigte mißhandelt und gefoltert 
worden sein sollen“. Weiter hatte das Kam- 
mergericht zur Kenntnis genommen, „daß 
den hier in Betracht kommenden Mitbe- 
schuldigten San E pifanio und Ezberra glei- 
ches widerfahren sein soll. Dabei sollen die 
Foltermethoden von Schlägen über Elek- 
troschocks, Überstülpen von Plastiktüten 
über den Kopf, Untertauchen in einem Was- 
sergefäß bis zu Scheinerschießungen rei- 
chen.“ Deshalb knüpfte das Gericht im Ur- 
teil vom 27.12.1995 die Auslieferung von 
Benjamin Ramos Vega an die Einhaltun sfol- 
gender Bedingungen durch die spanischen 
Behörden: 

l. eine Inhaftierung ohne Isolation und 
gemäß den Rechten eines Untersuchungs- 
gefangenen 

II. eine adäquate medizinische Behand- 
lung der HIV-Infektion von Benjamin Ra- 
mos Vega 

III. das Verbot, in einem Strafprozeß ge- 
gen Benjamin Ramos Vega Aussagen zu ver- 
wenden, die Polizeibeamte durch Folter von 
den Mitbeschuldigten erpreßt haben, 

l. Entgegen der Forderung des Berliner 
Kammergerichts verweigern die spanischen 
Behörden Benjamin Ramos Vega die Rech- 
te eines Untersuchungsgefangenen. Ob- 
wohl er nicht verurteilt ist, sitzt er in einer 
Strafhaftabteilung des Gefängnisses Alcalä 
Meco ein, wo er zudem mehrfach isoliert 
wurde. Benjamin Ramos Vega ist - ohne ver- 
urteilt zu sein - schon über zweieinhalb Jah- 
re im Gefängnis. 

Il. Entgegen der Forderung des Berliner 
Kammergerichts verweigern die spanischen 
Behörden Benjamin Ramos Vega eine adä- 
quate medizinische Behandlung. Monate- 
lang wurde ihm eine ärztlich verordnete Diät 


l1 


sowie ein zur HIV-Iherapie dringend 
benötigtes Medikament nicht ausgehän- 
digt. Benjamin Ramos Vega ist auf engstem 
Raum gemeinsam mit Gefangenen inhaf- 
tiert, die an Infektionskrankheiten wie "lu- 
berkulose leiden, was angesichts seiner fort- 
geschrittenen HIV-Infektion eine ständige 
Lebensgefahr bedeutet. Seine Immunab- 
wehr hat sich in der Haft um 70% reduziert. 
Wir befürchten deshalb, daß diespanische 
Justiz, ebenfalls 
III. entgegen der Forderung des Berliner 
Kammergerichts, im Strafprozeß gegen Ben- 
jamin Ramos Vega Beweismittel verwenden 
wird, die durch Folter erpreßt wurden. Auf 
das vom Kammergericht ausgesprochene 
Verbot, „durch Folter während der Inkom- 
munikation erpreßte Aussagen“ zu verwen- 
den, geht die Anklageschrift der spanischen 
Generalstaatsanwaltschaft mit keinem 
Wort ein. Im Gegenteil sind dort die Beam- 
ten, die der Folterungen an den Angeklag- 
ten beschuldigt w erden, als Zeugen der An- 
klage benannt. Was sollen diese Männer an- 
deres berichten als das, was sie von den An- 
geklagten unter Folter erzwungen haben? 
Die zuständigen deutschen Behörden ha- 
ben - trotz mehrfacher Aufforderung - bis- 
her nicht dafür gesorgt, daß die dem spani- 
schen Staat von der deutschen Justiz aufer- 
legten Bedingungen eingehalten werden. 
Wir sehen es als notwendig an, dies als un- 
abhängige Sachverständige zu unserer Sa- 
che zu machen. Es darf keinen Prozeß auf 
der Grundlage von durch Folter zustande ge- 
kommenen Beweismitteln geben. Folter 
muß bestraft werden und darf nicht vor Ge- 
richt als Beweismittel akzeptiert und so ju- 
ristisch wie politisch legitimiert werden. 
Wir fordern: 
- daßim Straiprozeß gegen Benjamin Ramos 
Vega keinerlei Beweismittel verwendet wer- 
den, die unmittelbar oder mittelbar durch 
Folter zustande gekommen sind 
- daß Benjamin Ramos Vega angesichts sei- 
ner fortgeschrittenen HIV-Inicktion freige- 
lassen wird, um die Möglichkeit einer ange- 
messenen medizinischen Versor gung in Ån- 
spruch nehmen zu können. 


Nicolas Becker (Rechtsanwalt, Berlin), Dr. 
med. Volker Friedrich (Psychoanalytiker, 
Hamburg), Dr. phil. Regina Girod (Philoso- 
phin, Vorstand des Bundes der Antifaschi- 
sten, Berlin), Dr. Rolf Gössner (Rechtsan- 
walt und Publizist, Bremen), Constance 
Lindemann (Druckerin, Vorstand der IG 
Medien Berlin), Prof. Dr. Norman Paech 
(Professor für öffentliches Recht, Vereini- 
gung demokratischer Juristinnen und Juri- 
sten, Hamburg), Otto Pfeiffer (e "hemaliger 
1. Sekretär der deutschen Botschaft in Spa- 
nien), Volker Rathmann (Rechtsanwalt, Vor- 
stand der Vereinigung Berliner Strafvertei- 
diger e.V., Berlin), Johannes Santen (Rechts- 
anwalt, Hamburg), Marion Seelig (MdA 
PDS, Berlin), Oliver 'Iolmein (Journalist, 
Hamburg), Peter Kleinert (Filmemacher, 
Köln) 

Berlin, den 12. August 1997 
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Baskenland 


Spanische Strafvollzugspra- 
xis fordert neues Todesopfer 


Am späten 
Abend des 20.7. 
wurde der baski- 
sche politische 
Gefangene Juan 
Carlos Hernan- 
do („Peli“) er- 
hängt in seiner 
Zelle im Ge- 
fängnis von Alb- 
acete gefunden. 


Die offiziellen 
Stellen sprachen 
von Beginn an von Selbstmord, eine Lesart, 
die die Familie Hernandos anzweifelte. Die 
Angehörigen berichteten einerseits von sei- 
nem entschiedenen Wunsch zu leben, sei- 
ner bevorstehenden Entlassung und seinem 
plänereichen Lebensprojekt, andererseits 
von Pressionen, denen er nach dem Tod Mi- 
guel Angel Blancos ausgesetzt gewesen sei. 

Juan Carlos Hernando war in seinem Hei- 
matort Arrigorriaga ein politisch sehr akti- 
ver Mensch gewesen (Jarrai, Gestoras pro- 
Amnistia), dessen Verhaftung am 28. April 


Prozeß 


gegen 23 Mitglieder des Vor- 
stands von Herri Batasuna 
(HIB) 
Am 6. Oktober beginnt vor dem höch- 
sten Gericht in Madrid der Prozess ge- 
gen 23 Mitglieder des Vorstands von 
„Herri Batasuna“. Hier eine Erklärung 


des HB-Vorstands: 


Die spanischen Behörden fahren fort 
mit der Haft, vorübergehenden Haft und 
der Anklage gegen die 23 Mitglieder des 
nationalen Gremiums der rechtsmäßi- 
gen baskischen politischen Partei Herri 
Batasuna, unter denen sich sieben Mit- 
glieder befinden, die zwei Gesetzge- 
bungskammern (Parlamenten) auf bas- 
kischem 'Ierrain angehören, und sie be- 
absichtigen, sie am 6. Oktober abzuur- 
teilen und zu acht Jahren zu verurteilen. 

Die Haft und die Einkerkerung aller 
Führungsmitglieder dieser politischen 
Partei im Februar 1997 (die mehr als 600 


1994 für seine Freunde überraschend kam. 
Die spanische Polizei beschuldigte ihn, sich 
seit 1988 in den Informationsapparat der 
ETA eingefügt zu haben. Das Gericht ver- 
urteilte ihn zu einer Haftstrafe von 6 Jahren 
wegen „Kollaboration mit bewafineter Ban- 
de“. Hernando (35) plante, sich nach der 
Haftentlassung gemeinsam mit seiner Part- 
nerin Aintzane und seinem Sohn Oroitz ci- 
ne Zukunft zu zimmern. Er war im Ort Ar- 
rigorriaga bestens bekannt, hatte gute Be- 
zichungen zu den verschie ‚densten Leuten, 
unabhängig von ihrer Ideologie. 

Juan Carlos Hernando ist bereits das 
zwölfte Todesopfer, das die Strafvollzugs- 
politik in den Gefängnissen unter den bas- 
kischen politischen Gefangenen gefordert 
hat. 

Sämtliche politische Parteien, die im 
Ratshaus von Arrigorriaga vertreten sind 
(PNV, PSOE, HB, IU, PP und EA), verur- 
teilten am 21. Juli einmütig die spanische 
Politik der dispersion (der Verteilung der 
baskischen politischen Gefangenen auf die 
verschiedenen weit vom Baskenland ent- 
fernt liegenden Gefängnisse) und äußerten 


gewählte Vertreter im Baskenland hat), die 
sich jetzt gegen Kaution auf freiem Fuß be- 
finden, bedroht von einer langen Haftstra- 
fe, beschuldigt der Zusammenarbeit mit ei- 
ner „bewaffneten Gruppe“, stützen sich le- 
diglich auf ein Video, das im Wahlkampf im 
März 1996 ausgestrahlt wurde, ebenfalls auf 
einige politische Aussagen, die in diesem 
Sinne gemacht wurden. Das oben erwähn- 
te Videoband enthält ein Friedensangebot 
der ETA und wirbt für eine öffentliche Aus- 
einandersetzung, um eine Lösung im Kon- 
flikt zwischen dem Baskenland und dem 
spanischen Staat zu finden. 

Angesichts dieser Tatsachen meinen die 
Unterzeichner: 

1.) daß die Freiheitsberaubungen ein Maß 
angenommen haben und ferner diese Frei- 
heitsberaubungen all den Führungsmitglie- 
dern dieser rechtmäßigen baskischen politi- 
schen Partei (die demokratisch von ihrer 
Wählerschaft gestützt wird) angekündigt 
werden, eine Verletzung eines grundlegen- 
den Rechts bilden, das umfassend in einem 
großen Teil internationaler Verträge aner- 
kannt wird, nämlich die Freiheit der Rede 
und die Freiheit Gedanken zu äußern. 

2.) daß die Freiheit, die Gedanken zu 


die Meinung, daß die „dispersion“ Todes- 
fälle wie den von Hernandos erleichtere 
bzw. provoziere; diese Strafvollzugspolitik 
müsse endlich ein Einde haben. 

Die Parteileitungen von PB PSOE, PNV 
und EA zeigten sich daraufhin verärgert. PP 
und PSOE gehen gegen ihre Ratsherren dis- 
ziplinarrechtlich vor, weil diese den Be- 
schluß unterstützt hatten. PNV und EA wei- 
sen den Antrag Arrigorriagas ebenfalls 
zurück. 

Dagegen meinte Julio Anguita, General- 
koordinator der Vereinigten Linken (IU), 
die Ratsherren von Arrigorriaga hätten nur 
gemacht, was sie tun zu müssen glaubten. 
Anguita klagte über die „öffentliche Mei- 
nung“, die im spanischen Staat nach dem 
Tod des PP-Rates Blanco geschaffen worden 
sei. Die Position des Spitzenpolitikers der 


äußern, und das Recht, Möglichkeiten ei- 
nes Dialogs und Friedensangebotes be- 
kannt zu machen, immer eine wirkliche 
unveräußerliche Pflicht einer politischen 
Partei ist. Sie spielt eine besonders wich- 
tige Rolle in Kontliktlagen, wie wir sie im 
Baskenland erleben. Überdies würde sie 
der ganzen baskischen Gesellschaft nüt- 
zen und der spanischen Gesellschaft, 
ebenfalls der internationalen Gemein- 
schaft, sie ist wesentlich für eine demo- 
kratische im Wechselgespräch zu finden- 
de Lösung eines solchen Konfliktes. 

3.) Daher fordern wir die spanischen 
Behörden auf, ihre Gangart gegen das na- 
tionale Gremium der rechtmäßigen bas- 
kischen politischen Partei Herri Batasuna 
einzustellen und sich der demokratischen 
Gültigkeit und der politischen Angemes- 
senheit einer Vermittlung zu beugen, 
ebenfalls der Verbreitung des Friedensan- 
gebotes, das zu einer Einstellung der Ge- 
walt durch Gespräche zwischen den Kon- 
fliktseiten führt und am Ende zu einer de- 
mokratischen politischen Lösung, die 
sich auf-die Achtung vor dem freien aus- 
drücklichen Willen des baskischen Volkes 
stützt.. (aus: CL-Netz) 


Vereinigten Linken stieß im Bereich der 
Neuen Linken („Nueva Izquierda“) auf Pro- 
test. Lopez Garrido beschuldigte Anguita, 
Herri Batasuna Sauerstoff zuzuführen. 

Am Sonntag, dem 27.7., demonstrierten 
Anhänger Herri Batasunas in Donostia (San 
Sebastian) für eine politische Lösung des 
Konflikts im Baskenland. (s. Bilder) Die bas- 
kische Zeitung egin gab die Zahl der De- 
monstranten mit r tiber 40.000 Personen“ 
an, eine Beteiligung, die durch ein bewähr- 
tes und recht zuverlässiges Zählverfahren 
ermittelt wurde. Die Polizei sprach dagegen 
von nur 18.000 Demonstranten, wobei egin 
meinte, daß diese Angabe eine absichtliche 
Verfälschung darstelle. 

Die Demonstranten riefen unter ande- 
rem „Fuskal presoak Fuskal Herrira“ („die 
baskischen Gefangenen ins Baskenland“), 
„independentzia“ („Unabhängigkeit“) und 
„Zuek faxistak, zarete terroristak“ („ihr, die 
Faschisten, seid die Terroristen“). 

Auf der abschließenden Kundgebung sag- 
te Floren Aoiz, Sprecher HBs, daß sich der 
Schlüssel zum Frieden in den Händen der 
spanischen Regierung befände: „Die spani- 
sche Regierung hat das Wort. Aznar muß 
entscheiden, ob es Frieden gibt oder ob die 
Musik der Gewalt gehört wird.“ Floren Aoiz 
forderte PNV, FA und IU auf, die Augen 
nicht vor der Realität des Baskenlandes zu 
verschließen. Der Kreuzzug der PP und ih- 
rer Medien gegen die baskische Linke sei 
nicht die Antwort auf die Aktionen der ETA, 
sondern Ausdruck der rechten spanischen 
Strategie. 

(Aus: Politische Berichte 16/97) 


Josü Maria Sánchez 


Casas (GRAPO/ 
PCHE-r) ist frei! 


Nach 18 Jahren Knast wurde am 20. Juli Josú 
Maria Sánchez Casas, Gefangener aus der 
GRAPO/PCH-r, aus dem Knast Sevilla Il 


entlassen. Er wurde von FreundInnen, An- 


sehoerigen und SymphatisantInnen der 
PCH-r(„Kommunistische Partei, wieder- 
aufgebaut“) empfangen und gab vor den 
Gefängnistoren eine kurze Pressekonferenz, 
in der sagte, daß es keine wirklichen Ver- 
handlungen mit den Vertretern des Staates 
gegeben habe, weil diese nicht bereit gewe- 
sen seien, die Vorbedingungen der Gefan- 
genen zu akzeptieren. Josü Maria war Mit- 
glied der Verhandlungskommission der Ge- 
fangenen. Zur bewaffneten GRAPO (,„An- 
tifaschistische Gruppen des 1. Oktober“) 
sagte er, daß sie, solange es Ungerechtigkeit 
gibt, ihren Kampf mit der Waffe in der Hand 
fortsetzen werden. 

Jose Maria Sänchez ist 52 alt. Fr kommt 
aus Cadiz, wo er als Direktor eines politi- 
schen Theaters arbeitete und 1970 in die 
OMLE („Marxistisch-Leninistische Orga- 
nisation Spaniens“) eintrat. Als er 1975 zur 
PCE(r) ging, baute er dort die Theater- 
gruppe „Volk und Kultur“ auf und leitete die 
Zeitschrift gleichen Namens. Am 25.6.1976 
wurde er festgenommen, gefoltert und in- 
haftiert. 1978 kam er durch eine teilweise 
Amnestie frei, um bereits am 12.10.1979 
wieder verhaftet zu werden. Er wurde zahl- 
reicher bewaffneter Aktionen der GRAPO 
beschuldigt und zu über 1000 (in Worten: 
tausend) Jahren Knast verurteilt. Unter an- 
deren für eine Aktion, die von den Todes- 
schwadronen durchgeführt und der GRA- 
PO in die Schuhe geschoben worden war. 
Bei dem Angriff auf ein Cafü waren mehre- 
re Menschen ums Leben gekommen. Im 
Knast schrieb Josú zwei Bücher, mehrere 
Theaterstücke und zahlreiche Artikel. Er 
nahm an 18 Hungerstreiks und 
Selbsteinschließungen teil. Seine Gesund- 
heit ist durch die langen Jahre schr ange- 
griffen. 

Am 8. Juli war schon der politische Ge- 
fangene, der in Spanien am längsten im 
Knast war, Olegario Sánchez Corrales, eben- 
falls aus GRAPO/PCE (r), nach 20 Jahren 
freigekommen. Um die 60 Gefangene aus 
diesem politischen Zusammenhang sind 
zur Zeit inhaftiert, einige schon an die 18 
Jahre und viele haftunfähig. Alle müssen 
raus! 

Wir freuen uns mit Olegario und Josü. 
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Kurdenverfolgung 


Urteil im $129a-Pro- 
zeß in Stammheim 


Am 12.8.1997 verurteilte das Stuttgarter 
Oberlandesgericht Zylfiye Sanli, Mehmet 
Nuri Akedeniz, Mehmet Sirin Üner und 
Mehmet Karayilan zu Freiheitsstrafen von 
jeweils zwei Jahren und sechs Monaten. 


Dies war eines von insgesamt sechs $-129a- 
Verfahren. Die Vorwürfe lauteten: Mit- 
gliedschaft in einer terroristischen Vereini- 
gung, Anstiftung zu Brandanschlägen sowie 
zu Mord und Totschlag, In der Anklage wur- 
de behauptet, die genannten KurdInnen 
seien als sog. C Gebietsleiter im Auftr ag der 
PKK bzw. der Europäischen Frontzentrale 
in Süddeutschland aktiv gewesen. Die Eu- 
ropäische Frontzentrale entstand auf den 
Reißbrettern der BAW. Dieses Konstrukt 
sollte den Stoff dafür liefern, die politischen 
Strukturen der kurdischen Bewegung in der 
BRD mit der Rundumschlagskeule des 
\129a zu kriminalisieren. 

Nach I6monatiger Prozeßdauer waren 
endlich auch Bundesanwaltschaft (BAW) 
und Gericht gewillt, die langatmige Proze- 
dur abzuschließen. 

Die Bundesanwaltschaft hatte zwei Jahre 
und acht Monate Haft gefordert; sie be- 
hauptet weiterhin die „Mitgliedschaft in ei- 
ner terroristischen Vereinigung“ und die 
Tätigkeit als „Gebictsleiter“. Fallengelassen 
wurden die Mord- und 'lotschlagsvorwürfe, 
es blieben die Vorwürfe der „Anstiftung zu 
Brandanschlägen“, 

Die Verteidigung forderte für alle Frei- 
spruch und begründete dies wie folgt: 

- Die behauptete Vereinigung existiert 
nicht, und ihre Existenz konnte deshalb 
nicht nachgewiesen werden. - Während des 
gesamten Prozeßverlaufs wurde gegen kei- 
ne/n der vier Angeklagte/n ein konkreter Tat- 
nachweis erbracht. - Die Kronzeugen Ser- 
met und Altinok sind beide unglaubwürdig 
und ihre Aussagen deshalb nicht verwertbar. 
Als Kronzeugen sind sie willige Objekte in 
den Händen des Staatsschutzes. Der Han- 
del war (unter anderem): Asyl in der BRD 
gegen gewünschte Aussagen. Bestätigt wur- 
de diese längst gehegte Vermutung durch 
die Vernehmung eines zuständigen Beam- 
ten. Er sagte aus, daß er die Anweisung von 
oben bekam, bei Sermet das Asyl zu geneh- 
migen, und daß er bei Nic htbefolgun g der 
Anweisung g Ärger mit dem BKA bekommen 
würde. 

Das Gericht folgte in dem Urteil weitge- 
hend den Vorgaben der BAW. Zwar stellte 
der Vorsitzende Richter Grünberg in seiner 
Urteilsbegründung fest, daß die Hauptver- 
handlungnicht erbr achte, ob es sich bei den 
vier Angeklagten um „Rädelsführer der ter- 
roristischen Vereinigung“ handelte. Trotz- 
dem sei ihre Schuld „nicht gering“, da sie 
„professionelle Kadermitglieder der PKK“ 
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seien und die Funktion gehabt hätten, ein 
Gebiet zu verwalten. So hätten sie z.B. 
„Spenden eingetrieben und Veranstaltun- 
gen und Aktionen wie Hungerstreiks orga- 
nisiert“. 

Trotz der Rücknahme des Anklagevor- 
wurfs der „Rädelsführerschaft“ bestätigte 
der Richter den Vorwurf der Mitgliedschaft 
in einer terroristischen Vereinigung, deren 
Vergehen in diesem Fall in der Organisie- 
rung von Veranstaltungen, Hungerstreiks 
und Spendenkampagnen bestand. Damit 
folgte das Gericht den Vorgaben von In- 
nerminister Kanther und hat die Verbote, 
die 1993 ohne rechtliche Grundlage vollzo- 
gen wurden, nachträglich juristisch abge- 
segnet. Darin liegt die eigentlich politische 
Bedeutung des Urteils und der Urteilsbe- 
gründung, 

Nach: Stuttgarter Komitee zur Unterstützung der 
kurdischen politischen Gefangenen, c/o Zentral- 
kultur, Pfarrstraße 7, 70182 Stuttgart 


...und Düsseldorf 


Am 2.9.97 wurde das Urteil gegen Nihat 
Asut und Haydar Ergül verkündet: Sie wur- 
den beide wegen Sachbeschädigung und 
versuchter sobwerer Brandstiftung zu 5 Jah- 
ren bzw. 5 Jahren und 9 Monaten Frei- 
heitsstrafe verurteilt. 


Die inkriminierten Taten beziehen sich u.a. 
auf eine Anschlagswelle gegen türkische 
Einrichtungen in der BRD im November 
1993. Während der Richter den Hinter- 
grund - die Zerstörung der kurdischen Stadt 
Lice am 22.10.1993 u.a. mit deutschen Waf- 
fen - in seiner Urteilsbegründung nicht er- 
wähnte, gab er der Beschreibung der „PKK- 
Strukturen“ breiten Raum. In seiner Moti- 
vsuche wurde er quasi rassistisch: Die Mo- 
tive seien nur dadurch zu begreifen, daß die 
Angeklagten aus einem „fremden Kultur- 
kreis“ kämen und durch ihren Freundeskreis 
ideologisch verhaftet wären. Er gab, Gipfel 
des Zynismus, den Angeklagten die Schuld 
für „Ansländerhaß und fremdenfeindliche 
Ausschreitungen in der BRD.“ 

In der Woche zuvor hatte die BAW den 
Vorwurf der „Mitgliedschaft in einer terro- 
ristischen Vereinigung“ ($129a) zurückge- 
nommen. Damit den Kurden trotzdem 
Schuld zugesprochen werden konnte für 
Anschläge, an denen sie nicht beteiligt wa- 
ren, mußteein anderes Konstrukt herhalten: 
die sog. Rechtsfigur der mittelbaren Täter- 
schaft ($ 25 I, 2. Alt. StGB). D.h. der ei- 
gentliche Täter sei Werkzeug, ausführende 
Kraft des Befehls des Hintermannes gewe- 
sen. 

Im Plädoyer der Verteidigung vom 
26.8.1997 heißt es: „Angeklagte und Vertei- 
digung haben zu Beginn dieses Prozesses 
deutlich gemacht, daß es sich um ein poli- 
tisches Verfahren handelt. Es war ein politi- 
sches Verfahren. Und es ist politisch been- 
det worden. Nichts zeigt deutlicher das Po- 
litische dieses Strafverfahrens als die Art sei- 


ner Beendigung.“ Richter Breidling erklär- 
te, es sei unzulässig, von einem politischen 
Verfahren zu sprechen, da das Zweifelan der 
Unabhängigkeit der Gerichte hervorrufe. 
Die Düsseldorfer Prozeßgruppe endet ihre 
Presseerklärung mit der Bemerkung: „Die- 
se Zweifel lassen wir stehen.“ 

Nach: Presseerklärung der Prozeßgruppe 
vom 2.9.97 


Deutsch-türkische 
Gewalt 


gegen kurdische Friedensbemühungen 


Der „Musa-Anter-Friedenszug“, von deut- 
schen, türkischen und kurdischen Kräften 
getragen, um die Bemühungen des kurdi- 
schen Volkes für eine politische Lösung, für 
Menschenrechte und Demokratie und für 
ein Ende des brutalen Krieges des türki- 
schen Militärs gegen das kurdische Volk zu 
unterstützen, wurde gestoppt. Auf die Un- 
terbindung der Durchreise des Zuges durch 
die BRD durch Innenminister Kanther folg- 
te in der Türkei eine beispiellose Verhaf- 
tungswelle, ständige Drohungen und Schi- 
kanen gegen die ca. 200 europ päischen Frie- 
densaktivisten, die nach Istanbul geflogen 
waren und von dort mit Bussen nach Diyar- 
bakir kommen wollten. Am Ende stoppten 
Dorfschützer des nach dem „Susurluk“-Un- 
fall weltweit wegen seiner Verbindungen zur 
Rauschgiftmafia in die Schlagzeilen gerate- 
nen DYP-Abgeordneten und Tansu-Ciller- 
Vertrauten Bucak die europäischen Aktivi- 
sten vor Siverek und erzwangen die Umkehr. 
In Diyarbakir hatte türkisches Militär jede 
Straßenkreuzung besetzt und den für die 
Friedenskundgebunggeplanten Platz durch 
ein massives Militäraufgebot bis hin zu Pan- 
zern hermetisch abgerieselt. Alle Cafes wa- 
ren geschlossen, ca. 2.000 Menschen ver- 
haftet. Wer sich auch nur zu 4 oder 5 Per- 
sonen auf die Straße wagte, riskierte, ver- 
haftet zu werden. „Hier herrscht Friedhofs- 
ruhe“, so der Journalist Dieter Balle telefo- 
nisch am 2.9. aus Diyarbakir gegenüber dem 

„Appell von Hannover“. 

Am 31.8. versammeln sich in Istanbul 
trotz Verbots etwa 30.000 Menschen, um 
gemeinsam mit den inzwischen in der Stadt 
eingetroffenen Unterstützern aus Europa 
noch einmal ihre Forderung nach einer 
friedlichen und politischen Lösung des Kur- 
distan-Konflikts zu unterstreichen. HA- 
DEP: ODP IHD, DISK, SIP KESK und an- 
dere hatten zu der Kundgebung trotz Ver- 
bot aufgerufen. Bereits zu diesem Zeit- 
punkt wird bekannt, daß in Diyarbakir zahl- 
reiche Gewerkschafter, Menschenrechtler 
und Friedensaktivisten in Untersuchungs- 
haft genommen wurden. Im Anschluß an 
die Kundgebung brechen die europäischen 
Gäste mit zahlreichen Bussen Richtung 
Diyarbakir auf. In Diyarbakir sind zu diesem 
Zeitpunkt bereits mindestens 130 Men- 


schen verhaftet, darunter die Ehefrau, die 
Tochter und der Schwiegersohn des vor we- 
nigen Jahren ermordeten kurdischen 
Schriftstellers, Juristen und Politikers Musa 
Anter. Außerdem verhaftet sind zu diesem 
Zeitpunkt bereits: Haydar Kilicoglu, Vorsit- 
zender der Erziehungsgewerkschaft, Rama- 
zan Demir, Mitglied dieser Gewerkschaft, 
Ali Urküt, Vorsitzender der Gesundheitsge- 
werkschaft, Zülfü Atli, Vorstandsmitglied 
der Gewerkschaft, sowie fünf weitere na- 
mentlich bekannte Mitglieder der Gewerk- 
schaft, Vezir Perisan, Vorsitzender der Ver- 
waltungsgewerkschaft in Diyarbakir, sowie 
die HADEP-Vorstandsmitglieder Zeynetin 
Unay, Selma lanrikulu, Hüseyin Bora, Meh- 
met Can lekin, Mehmet Baskurt und Nur- 
kan Etki. Aus Van sind weitere 103 Verhaf- 
tungen bekannt, aus Istanbul 25, hinzu- 
kommt eine unbekannte Anzahl von Ver- 
haftungen u.a. in latvan und Igdir. Durch 
diese Verhaftung vieler Menschenrechtsak- 
tivisten dringen auch die Nachrichten über 
das genaue Ausmaß der Repression nur 
noch spärlich ins Ausland. 

In Adana wollen sich 70 Busse ansch- 
ließen, werden von den Militärs aber mit 
Gewalt daran gehindert. Nach Ankara wird 
die Buskarawane gar nicht mehr hereinge- 
lassen, sondern mit Gewalt zum Umfahren 
der Stadt gezwungen. 

Am 1.9. wird dann die Delegation kurz vor 
Urfa von Militärs mehrere Stunden auf ei- 
nem Militärgelände festgesetzt. Kurz nach 
der Weiterfahrt wird sie dann von Dorf- 
schützern des Bucak-Clans und türkischen 
Militärs bei Siverek endgültig gestoppt und 
zur Umkehr gezwungen. Bei Redaktions- 
schluß war die Buskarawane bereits wieder 
in der Gegend von Ankara, wo ihr neuerlich 
die Einfahrt in die Stadt verweigert wurde, 
vermutlich mit der Absicht, sie direkt nach 
Istanbul und von dort ins Ausland wieder 
abzuschieben. In Diyarbakir hat unter den 
bereits geschilderten Bedingungen keine 
Friedenskundgebungstattgefunden. Ledig- 
lich aus Antep kommt die Nachricht, daß 
dort 20.000 Menschen trotz Verbot eine 
l'riedenskundgebung durchgeführt haben. 

Nach letzten Meldungen (Mittwoch 
abend) sind zwischen 15 und 24 Delegierte 
aus verschiedenen Ländern in Istanbul fest- 
genommen worden. Vertreter der italieni- 
schen und deutschen Botschaft waren bei 
den Festnahmen anwesend; der britische 
Konsul sollebenfalls festgenommen worden 
sein. Das Hotel HIM, in dem sich viele der 
Delegierten befinden, ist von der Polizei 
umstellt und abgeriegelt, die Menschen be- 
kommen nichts zu essen und zu trinken. 

Was bleibt? Fine „Friedenskarawane“ 
wurde verboten, unterdrückt, mit deutscher 
Polizei- und türkischer Militärgewalt an ih- 
rer zutiefst humanitären Aktion gehindert. 
Kundgebungen für Frieden und Men- 
schenrechte sind im NATO-Land und EU- 
Aufnahmekandidat Türkei verboten und 
werden notfalls mit Panzern verhindert. 
Nach: Politische Berichte 18/97 


Irische Gefangene 
Verlegung nach 


Irland ! 


Gerry-Hanratty, irischer politischer Ge- 
fangener, und seine Mitgefangenen fordern 
in einem Brief an den irischen Botschafter 
in England ihre Verlegung in ihre Heimat Ir- 
land. Sie bitten um Unterstützungihrer For- 
derung. Wir schlagen vor, den folgenden 
Musterbrief (oder natürlich einen eigenen) 


an das Britische Gefängnis-Büro zu 
schicken: 
To 


Graham Wilkinson 

Hm Prison Service 
Cleland House 

Page Street 

GB-London SWIO 4LN 
Tel. 0171 217 3000 

Fax 0171 217 6462 


Dear Mr. Wilkinson, 
We lend our support to the application for 
repatriation for the Irish Republican priso- 
ners who are imprisoned in England. We ask 
you to help to repatriate them into Irish pri- 
sons, so that there families have real possi- 
bilities to visit them continuously and that 
they have better conditions then in S.S.U. 
prisons in England. 

Yours sincerley ... 


Die Gefangenen möchten gerne über Un- 
terstützungsbriefe und eventuelle Antwor- 
ten informiert werden. Hier nocheinmal die 
Adresse von Gerry Hanratty: 

Gerry Hanratty, HmP Full Sutton SSU 
Moon Lane, Stanford Bridge 


GB-York YOH PS 
Iran 
Hungerstreik 
dauert an 


Bei dem in mehreren iranischen Gefängnis- 
sen andauernden Hungerstreik politischer 
Gefangener richteten die Behörden ihren 
Druck nun auf deren Familienangehörige. 
Mehrere Personen aus diesem Kreis wurden 
nach Angaben iranischer Oppositioneller in 
der Bundesrepublik in den vergangenen Ta- 
gen festgenommen. Darunter sollsich auch 
der Vater einer den Folgen des Protestes er- 
legenen Gefangenen befinden. 

Auch vier der Streikteilnehmer hat man 
möglicherweise „verschwinden“ lassen, be- 
fürchten Fxiliraner. Mina Namazi von der 
Organisation revolutionärer Arbeiter Irans 
sowie Reza Amiri, Nahid Azari und Massu- 
meh Betasch von den marxistischen Volks- 
fedayin (Minderheit) seien seit ihrer ‚Verle- 
gung“ bisher nicht aufgetaucht. 

(Aus: ND, 21.8.) 


ir protestieren gegen die erklärte 

Absicht der Hamburger Innen- 

behörde, ein teilweises politisches 
Betätigungsverbot gegen Herrn Isaac Velaz- 
co auszusprechen. 

Herr Velazco ist Europasprecher der MR- 
TA und lebt seit Jahren als anerkannter Asy- 
lberechtigter in Hamburg. Seitdem hat er zu 
zahlreichen Anlässen über die Zustände in 
seinem Heimatland berichtet. 

In Peru herrscht Präsident Fujimori, der 
demokratische, oppositionelle Strömungen 
und Bewegungen bekämpft, um seine 
Machtposition zu sichern. Herr Velazco gab 
in seiner Eigenschaft als europäischer Spre- 
cher offizielle Erklärungen der MRTA an die 


RETTET EEE 


Öffentlichkeit weiter. 

In dem auf Ansinnen des Bundesinnen- 
ministers Kanther angeregten Verfahren wird 
sich auf § 37 des Ausländergesetzes berufen. 
Dieses Gesetz hat seine Wurzeln in der Aus- 
länderpolizeiverordnung von 1938, die vor- 
erst letzten Verschärfungen wurden vor we- 
nigen Wochen eingebracht. Grundsätzlich 
ist die Anwendung des Ausländergesetzes ab- 
zulehnen, nicht zuletzt weil es das verbürg- 
te Grundrecht auf freie Meinungsäußerung 
unterhöhlt. 

Während des noch laufenden Verfahrens 
sind viele Unregelmäßigkeiten aufgetreten. 
Velazcos Anwalt versuchte über Wochen ver- 
geblich, Akteneinsicht zu erhalten; die Ak- 
ten befanden sich angeblich nicht in der zu- 
ständigen Behörde. Als sie schließlich vorge- 
legt wurden, waren sie nicht paginiert und 
unvollständig - die wichtigsten Dokumente 
fehlten. Dies ist keine neue Erfahrung, mit 
der Behörde, doch ein unvertretbarer, skan- 
dalöserer Vorgang. 

Wir fordern die Hamburger Innenbehörde 
dazu auf, das Ansinnen aus Bonn zurückzu- 
weisen und das diskriminierende Verfahren 
einzustellen. 

Flüchtlingsrat Hamburg 
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Repression gegen authentische Berichterstattung 


Weg mit dem politischen Betätigungsverbot 


Die auf der Seite 15 abgedruckte Presseer- 
klärung, die auch als Offener Brief veröf- 
fentlicht wurde, ist bis heute, 2.9., von den 
Medien verschwiegen worden. 

Der GAL-Bürgerschaftsabgeordnete 
Alexander Porschke appellierte in einem 
Brief an den Innensenator Hartmut Wirock- 
lage, das beabsichtigte Betätigungsverbot 
nicht zu verhängen: „Besonders falsch er- 
scheint es mir, mit Bezug auf die außenpo- 
litischen Interessen der Bundesrepublik 
Deutschland im Hinblick auf die bilatera- 
len Beziehungen zu Peru und Japan hier le- 
benden F Tüchtlingen das Recht der freien 
Meinun esäußerung g beschneiden zu wollen. 
Gerade Staaten wie Peru, in denen es an po- 
litischer Freiheit mangelt, sollten nicht da- 
mit rechnen können, daß ihre Verfolgung 
Oppositioneller in unserer Demokratie in ir- 
sendeiner Weise fortgesetzt wird.“ 


Zur Lage der Gefangenen 


Am 2.9. berichtete Isaac Velazco auf einer 
Pressekonferenz in Hamburg von weiteren 
Verschärfungen der Lage der Gefangenen in 
Peru: 

Internationalen Delegationen wie das Ro- 
te Kreuz und amnesty international, die für 
die Gefangenen einen gewissen Schutz ga- 
rantieren, dürfen aufgrund des Vetos der pe- 
ruanischen Regierung nicht in die Knäste. 
AI wird von Fujimori als terroristische Or- 
ganisation bezeichnet. 

- Nur die engsten Angehörigen können die 
Inhaftierten besuchen, und das gerade nur 
eine halbe Stunde monatlich. Sitzen Ge- 
fangene aber im weitentfernten Hochsi- 
cherheitsgefängnis Yanamayo, so können 
viele Familien aus finanziellen Gründen nur 
zweimal im Jahr Besuche wahrnehmen. 
Yanamayo liegt 2.000 km von Lima entfernt. 

-Derl Tochsicherheitsknast Yanamayo be- 
findet sich im äußersten Süden Perus und 
liegt in der Andenhochebene 3.800 m über 
dem Meeresspiegel. Das Klima: 10 Monate 
ist es kalt mit lemperaturen um - 10 Grad 
Celsius. Im zwei Monate andauernden 
Sommer bewegen sich die Temperaturen 
um 15 Grad. Die Fenster dort haben kein 
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Glas, und die Tür ist ein metallisches Git- 
ter, so daß die Gefangenen ständig der Um- 
barmherzigkeit des starken Windes und der 
Kälte ausgesetzt sind; sie leiden ständig an 
Atemwessinfektionen. Hinzu kommen 
nicht ausreichende und schlechte 
Ernährung. Genauere Informationen zu 
diesem Knast haben wir im Info 182 veröf- 
fentlicht. In letzter Zeit sind 50 MRTA-Ge- 
fangene nach Yanamayo verschleppt wor- 
den. 

Es ist aufgrund dieser inhumanen Bedin- 
sungen zu befürchten, daß das Leben der 
Gefangenen verstärkt in Gefahr ist. 


Politischer Hintergrund 


Auf Betreiben der peruanischen Regierung 
soll dem Furopasprecher der Guerillaorga- 
nisation MRTA (Movimiento Revoluciona- 
rio Tupac Amarü), der in Hamburg lebt, die 
öffentliche Meinungsäußerung verboten 
werden. Fin knappes Dreivierteljahr, nach- 
dem Perus ziviler Diktator Fujimori und ei- 
ne peruanische Handelsdelegation in 
Deutschland mit den Spitzen von Politik 
und Wirtschaft zusammensgetroffen sind 
(und nach Klaus Kinkels vorherigem Besuch 
in Peru) sieht das Auswärtige Amt in Isaac 
Velazcos Äußerungen „eine reihiehlie he Ge- 

fährdung der außenpolitischen Interessen 
der Bundesrepublik Deutschland“. Fujimo- 
ri hatte sich zuvor an die Bundesregierung 
gewandt und darum gebeten, es Velazco un- 
möglich zu machen, sich öffentlich zu 
äußern. Finem Auftrag Manfred Kanthers 
folgend, hatte die Hamburger Innenbehör- 
de mitgeteilt, daß sie plant, Isaac Velazco 
den Mund zu verbieten. 


Weltpolizist mit Sitz im 
UN-Sicherheitsrat 


Nicht umsonst spricht das Auswärtige Amt 
von einer „erheblichen Gefährdung der 
außenpolitischen Interessen der Bundesre- 
publik Deutschland mit Blick auf die bila- 
teralen Beziehungen zu Peru und Japan“: 
hatte Fujimori doch bei seinem Hamburg- 
Besuch im vergangenen Herbst zugesagt, 
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Peru werde die BRD auf internationalem 
Parkett unterstützen, auch bei ihrer Bewer- 
bung um einen ständigen Sitz im UN-Si- 
cherheitsrat. Eine „Belastung der deutsch- 
peruanischen Beziehungen“ wurde auch als 
Begründung angeführt, als im Juni der Mut- 
ter eines bei der Erstürmung der besetzten 


Botschaftsresidenz ermordeten MRTA- 
Mitglieds die Einreise verweigert wurde. Sie 


sollte sich ebenfalls nicht zu den Vorgängen 
in Peru äußern. 

Damit greift die Bundesregierung erst- 
mals aktivi in einen Konflikt in der Dritten 
Welt ein, indem sie die Darstellung des 
Standpunkts einer Konfliktpartei verbietet 
- die Unterdrückung von Kritik an den Zu- 
ständen in der „Dritten Welt“ erhält so ei- 
ne ganz neue Qualität. Es gibt in der BRD 
eine e unselige Tradition, unliebsame auslän- 
dische ( Irganisationen zu verbieten und die 
Betätigung für sie zu kriminalisieren. Wur- 
de bislang - wie etwa beim PKKVerbot - 
noch kriminalisiert, in der BRD politische 
Aktionen durchzuführen, soll nun bereits 
die öffentliche Außerung zu den Verhält- 
nissen im Heimatland verboten werden. 
Grundlage dieses Verbots ist das Auslän- 
derrecht - ein rassistisches Sonderrecht, das 
Menschen Dinge wie etwa die politische 
Betätigung verbietet, weil sie nicht Deut- 
sche im Sinne des Grundgesetzes sind. Die- 
se vor wenigen Wochen wieder einmal ver- 
schärfte G esetzessammlung scheint sich 
immer mehr zu einem Allzweckmittel der 
BRD-Politik zu entwickeln: Neben die Kon- 
trolle und Schikanierung einer Bevölke- 
rungsgruppe, die kollektiv als potentielle 
Gefahr behandelt wird, tritt nun die Pflege 
internationaler Beziehungen 

Wir glauben, daß mit diesem politischen 
Betätigungsverbot auch ausprobiert werden 
soll, wie weit man gehen kann. Auch des- 
halb ist es wichtig zu zeigen: So nicht! 
Redefreiheit für Isaac Velazco! 

Weg mit den rassistischen Sondergesetzen 
des Ausländerrechts, zuallererst dem $ 37 
(Verbot der politischen Betätigung)! 


Red., Quelle: Initiative „Kein Maulkorb für Isaac 
Velazco“ 
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